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das Verwaltungs - u . Rechnungsweien der Gemeinden ,

Sparkdllen. Stiftungen und lozidlen Verlicherungen .
Erſcheint monatlich 1mal .

Ur 4 Preis unter Kreuzband frei durch

Ar-. die Geſchäftsſtelle bezogen 5 Mk.
fürs Jahr .

ei

4 ril 1915 30 Pfg. , bei größeren Auſträgen,
1 8 90 armaligem Ezinrücken und —2

Per Inſertionspreis ſür den Naum
n

er Zeile von 3x76 mm beträgt

2. Jahrgang
Auftrag wird ſolcher allentalls nach

Uebereinkunft feſtgeſetzt .

IFudalt : Een Welchen Fällen muß eine Gemeinde Projettarbeiten und Koſter Wuichtäct W Zu Ziffer

15 des Kirchenbau - Edikts von 1808 . Juwiderhandlung gegen beſtehende Vorſchriften . Bekämpfung des Wildſchadens .

2. Die Gewährung von Darlehen durch die Sparkaſſe W. betr .

bei der Städtiſchen Sparkaſſe in Stuttgart . Die Städtiſche
Zum Recht der Ehefrau im Kriege . Fürſorge für Krieger⸗zeſellſchaften Wir daheim .Verſicherungen bei engliſchen E

Die Gemeindeſparkaffe in Erkrath . Die Januar⸗Einlagen
Sparkaſſe in München . 6. Pforzheim . Raſtatt . Deutſche

familien . Hilfe der Landesverſicherungsanſtalt für Kriegsteilnehmer . Hinterbliebenenverſorgung bei Kriegsteilnehmern .
Wie kann jeder dazu beitragen , die F nanzkraft des Vaterlandes zu ſtärken . Auskunft über Kriegsgefangene . Kriegsge⸗

fangene für die Landwirtſchaft . Kündigr ungsbefugnis infolge des Krieges . Die Verwendung der Fakſimile betr . „ Pflan⸗

zet Gemüſe , ſoviel ihr nur könnt “ . Goldene 5⸗Markſtücke .

in Deutſchland . Kaufmanns⸗Dentſch. 7. Liebesgaben für

Feue 10. Briefkaſten .

Fleiſchverſorgung des Reiches . Ueber 800000 Kriegsgefangene
zum Heeresdienſt eingezogene Bürgermeiſter . Dienſtjubiläum .

J . Algemeine Gemeindeſachen.
In En Fällen muß eine Gemeinde Projekt⸗

arbeiten und Koſtenanſchläge bezahlen ?

Von Ingenieur Wilhelm Beck , Steglitz .

Die Frage , ob und wann Kalkulationen , Ent⸗

würfe , Projektarbeiten , Koſtenanſchläge vergütet

werden müſſen , hat ſelbſt in den Kreiſen , die es an⸗

geht , noch keine vollkommene und befriedigende

Klärung gefunden . Bei Architekten und Ingeni

euren , bei Fabrikanten und Handwerkern hat ſich

bezüglich dieſer Frage in der Praxis eine beſtimmte

und einheitliche „Verkehrsſitte “ noch nicht heraus⸗

gebildet . Viele erbieten ſich zur koſtenloſen Auf⸗

ſtellung des Projektes ohne jeden Vorbehalt , an⸗

dere verlangen eine Vergütung bei Nichterteilung

des Auftrages , wieder andere ſtellen die Projekt⸗

arbeiten auf alle Fälle in Rechnung .

Große Firmen haben zur Ausarbeitung von

Entwürfen und Koſtenanſchlägen eine ſpezielle Ab⸗

teilung , deren Unterhaltung beim Großbetrieb auf

die allgemeinen Unkoſten geſchlagen werden kann .

In den Inſeraten und Offertſchreiben der Groß⸗

firmen findet ſich daher faſt regelmäßig der Paſ⸗

ſus : „ Koſtenanſchläge und Ingenieurbeſuche gra⸗

tis ! “ Der kleine Fabrikant und Handwerker kann

mit ſolchen Speſen nicht arbeiten ; er muß ſeine

Koſtenanſchläge perſönlich anfertigen . Der Verluſt
an Zeit und Koſten trifft ihn daher viel empfind⸗

licher .

Wenn alſo nicht einmal in den intereſſierten

Kreiſen eine einheitliche Anſchauung über die Ver⸗

gütungsfrage von Projektarbeiten ſich durchgerun⸗

gen Pat,
0

es nicht daß im großen

Publikum die Anſicht vorherrſcht , Angebote in

Form von Entwürfen und er

fordern keine Vergütung . Es beſteht demgemäß die

Gepflogenheit , gleichzeitig mehrere W 59
lich zur Erzielung niedriger Preiſe einzuholen .

Recht ſchlaue und vorſichtige Geſchäftsleute neh⸗

men auch keinen Anſtand , bei Einforderung von

Koſtenanſchlägen die Bedingung vorauszuſchicken ,

daß auf die Offerte nur reflektiert wird , wenn ih⸗

nen keine Koſten entſtehen . Das Drängen und Un⸗

terbieten der Konkurrenz bringt es mit ſich, daß ſo

auf vielen Seiten ein großer Arbeitsapparat in

Tätigkeit geſetzt wird . Den Lieferanten werden

hierdurch große Speſen aufgebürdet , meiſt ohne

jede Ausſicht auf Erfolg . Daß dies volkswirtſchaft⸗

lich geſund iſt , wird wohl niemand behaupten .

Auch viele Behörden betrachten es als ganz

ſelbſtverſtändlich , daß ſie für Projektarbeiten keinen

Pfennig zahlen . Staat und Kommune ſind die

größten Arbeitgeber , ſie beſchäftigen nicht allein

ein Heer von Beamten und Angeſtellten , ſondern

erteilen auch die meiſten und größten Aufträge an

das Baugewerbe und die Induſtrie . Die deutſchen

Eiſenbahnverwaltungen allein haben nach dem

letzten Etat für 682 Millionen Mark Arbeiten in

Submiſſion vergeben . Deutſchland zählt 1200

Städte mit über 5000 Einwohnern , die ſämtlich

größere Objekte in Submiſſion geben . Keine

größere Arbeit gelangt zur Vergebung , ohne daß

vorher eine genaue Veranſchlagung der Koſten

für Material , Arbeitszeit ꝛc. erfolgt . Entwurf



bezw . Zeichnung und Berechnung , eventuell für

verſchiedene Syſteme des Betriebes , werden ſchon
bei kleineren Arbeiten verlangt .

Solche techniſche Projektarbeiten und Berech —

nungen erfordern zu ihrer Herſtellung je nach Um —

fang und Gegenſtand einen mehr oder minder gro —

ßen Aufwand an Zeit und Mühe , ganz abgeſehen
von Barauslagen zur Vornahme der erforderli —

chen Vorarbeiten . Bevor man nämlich zur Aus⸗

arbeitung eines Projektes und zur Aufſtellung
eines Koſtenvoranſchlages ſchreiten kann , müſſen
in der Regel erſt gewiſſe Vorarbeiten erledigt wer —

den . Dieſe zerfallen einerſeits in ſolche , welche an

Ort und Stelle vorgenommen werden , anderſeits

in ſolche , welche ſpäter im Profjektenbureau gelei —

ſtet werden können .

Sofern demjenigen , der ſich um die Vorabei⸗

ten bemühte , auch die Arbeiten ſelbſt zur Ausfüh —

rung übertragen würden , wäre gegen die Gratis —

lieferung eines Koſtenanſchlags nichts einzuwen —

den . In den meiſten Fällen fällt jedoch der Zu —

ſchlag bezw . die Uebertragung der Arbeit der billi —

geren Konkurrenz zu . Angeſehene Architekten - und

Ingenieurvereinigungen verpflichten daher ihre

Mitglieder zur Einhaltung beſonderer Gebühren —

ordnungen , die für die Berechnung des Honorars

für Projektarbeiten beſtimmte Normen enthalten .

Die Gebühren für Entwürfe und Koſtenanſchläge
werden im allgemeinen nach der Bauſumme in

Rechnung geſtellt , und zwar für Vorarbeiten und

für Ausführungsarbeiten geſondert . Für erſtere

iſt die Summe des Koſtenanſchlages oder — ſo —

lange ein ſolcher nicht aufgeſtellt iſt — die Koſten⸗

ſchätzung maßgebend , für letztere die Summe der

Baukoſten .

Das Baurecht kennt drei verſchiedene Arten

von Bauplänen . Bei allen größeren Bauten wer —

den zunächſt Verſuchsſkizzen angefertigt ; ſie ent —

halten in der Regel nur die Hauptgrundriſſe ſowie

einen Durchſchnitt und bezwecken lediglich , dem

Unternehmer die näheren Abſichten des Bauherrn

klar zu machen . Iſt dieſer Zweck erreicht , ſo wer —

den bei Bauten von einiger Bedeutung zunächſt

noch Vorentwürfe angefertigt ; ſie enthalten ſchon

alle Einzelheiten , aber noch nicht in endgültiger

Geſtalt , ſie ſollen vielmehr dem Bauherrn Gele —

genheit geben , vorher über alle Punkte ſeine etwa

abweichenden Wünſche zu äußern . Erſt wenn das

geſchehen , werden die endgültigen Entwürfe fertig —

geſtellt , die den Baubehörden zur Konzeſſionser —

teilung vorgelegt werden .

Als Vorarbeiten gelten : 1. der Entwurf in

Skizzen nebſt Koſtenſchätzung und gegebenenfalls

Erläuterungsbericht , 2. der Entwurf in ſolcher

Durcharbeitung , daß danach der Koſtenanſchlag

aufgeſtellt werden kann , 3. der Koſtenanſchlag zur

genauen Ermittelung der Baukoſten , 4. die Bau⸗

vorlagen , beſtehend aus den zur Nachſuchung der

behördlichen Genehmigung nötigen Zeichnungen
und Schriftſtücke .

In den Gebührenordnungen gilt als feſtſte⸗
hender Grundſatz , daß eine Gebühr für Anferti⸗

gung techniſcher Entwürfe und Koſtenanſchläge un

ter allen Umſtänden in Anrechnung zu bringen iſt ,

einerlei , ob die Ausführung der Arbeit erteilt wird

oder nicht . Die Zahlung der Gebühr berechtigt den

Auftraggeber nur zur einmaligen Ausführung des

gelieferten Entwurfs ; Benutzung zu wiederholter

Ausführung iſt von neuem gebührenpflichtig . Wird

nur der Vorentwurf als eine in ſich abgeſchloſſene

Leiſtung geliefert , ſo erhöht ſich die Gebühr um

die Hälfte .

Würde nach den in der Gebührenordnung feſt —

gelegten Normen von Architekten und Bauunter —

nehmern ſtets und überall verfahren , ſo wäre die

Frage der Vergütung von Koſtenanſchlägen gelöſt ,
und der Anfertiger eines Entwurfes , der nicht zur

Ausführung gelangt , wäre mit einer angemeſſenen

Entſchädigung für ſeine Mühewaltung gewiß zu —

friedengeſtellt . Wenn die Bezahlung des Entwurfs
vorher ausdrücklich ausgemacht wurde , iſt ſelbſt —

verſtändlich der Einforderer zur Vergütung ver⸗

pflichtet . Iſt der Vorbehalt der Bezahlung auf alle

Fälle jedoch nicht erfolgt , ſo ſieht ſich der Bewer —

ber oft gezwungen , einen Prozeß wegen Vergü⸗

tung der gelieferten Projektarbeiten anzuſtrengen ,
und ſetzt ſich damit der Gefahr aus , auf das Verluſt⸗

konto an Zeit und Arbeit auch noch die Prozeß —
koſten zu ſchlagen .

Da in einem ſolchen Prozeß der Streitwert den

Betrag von 300 %p meiſt nicht erreicht , ſo unter⸗

ſtehen dieſe Rechtsſtreitigkeiten durchweg der Ent⸗

ſcheidung der Amtsgerichte und dann der Landge —

richte als der letzten Inſtanz . Aus Mangel an

einer einheitlichen Rechtsauffaſſung und Verkehrs⸗

ſitte machen die Gerichte ihre diesbezüglichen Ur⸗

teile abhängig von den Umſtänden des einzelnen
Falles . In einem Rechtsſtreit wegen Bezahlung
techniſcher Entwürfe und Koſtenanſchläge kommen

die Paragraphen 631 und 632 des Bürgerlichen

Geſetzbuches in Betracht . Zunächſt hat man ſich

darüber klar zu werden , ob zwiſchen den Betei⸗

ligten ein Vertrag zuſtande gekommen iſt , oder ob

dies nicht der Fall iſt . Um mit ſeinem Anſpruch

auf Bezahlung durchzudringen , muß der Bewerber

nachweiſen , daß er die betreffende Arbeit auf

Grund eines Vertrages geleiſtet hat .

Nehmen wir z. B. an , ein Bauherr habe einem

Architekten oder Handwerksmeiſter den Auftrag

erteilt , für eine beſtimmte zu vergebende Arbeit

an ſeinem Neubau Entwurf und Koſtenanſchlag



herzuſtellen . Dieſer Auftrag wurde angenommen

und auch ſach⸗ und fachgemäß zur Ausführung ge⸗

bracht . Hier läge laut § 631 des Bürgerlichen Ge⸗

ſetzbuches ein Wertvertrag vor . Der Beſteller iſt

dadurch verpflichtet , für die geleiſtete Arbeit eine

Vergütung zu zahlen , auch wenn über eine ſolche

nichts vereinbart wurde 8 es Bürgerlichen

Geſetzbuches ſagt
§ 631 ergänzend ,

5632

nämlich , den 8

wörtlich : „ Eine Vergütung gilt als ſtillſchweigend

vereinbart , wenn die Herſtellung des Werkes den

Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu er⸗

warten iſt . Iſt die Höhe der Vergütung nicht be⸗

ſtimmt , ſo iſt bei dem Beſtehen einer Taxe die tax⸗

mäßige Vergütung , in Ermangelung einer Taxe

die übliche Vergütung als vereinbart anzuſehen . “

Der Kläger hat hiernach alſo darzutun , daß

der Verkehrsſitte gemäß die auf Beſtellung gelei⸗

ſtete Arbeit nur gegen Vergütung geleiſtet wird .

Cine ſolche Verkehrsſitte , Entwürfe und Koſtenan⸗

ſchläge , alſo techniſche Vorarbeiten , die mit einer

größeren Mühewaltung verknüpft ſind und ein ge⸗

iiſes Maß von Kenntniſſen zu ihrer Ausführung

erfordern , zu bezahlen , beſteht im allgemeinen . Be⸗

ſtreitet der Auftraggeber dieſe Verkehrsſitte , dann

muß ſie eben der Kläger nachweiſen .

W

In zahlreichen Prozeſſen , die wegen Vergü⸗

tung von Projektarbeiten geführt werden , wird

vonſeiten des Beklagten der Abſchluß eines Werk —

vertrages in Abrede geſtellt , und die Leiſtung des

Klägers als unverbindliche Offerte hingeſtellt . Ein

gearbeiteter Koſtenanſchlag iſt ſtets eine geld⸗

werte Leiſtung . Nur dann kann eine Bezahlung

hierfür nicht verlangt werden , wenn er ohne Auf⸗

forderung eingereicht iſt , und um ein erbetenes

Angebot zu erläutern . In einem ſolchen Falle iſt

anzunehmen , daß der Beſteller nur ein einfaches
Angebot , d. h. Benennung einer Summe verlangt ,

der Bewerber hingegen freiwillig mehr geleiſtet

hat , um ſein Angebot ausführlich zu begründen .

Wenn der Beſteller ſich jedoch mit der Einreichung

eincs detaillierten Koſtenanſchlages einverſtanden

erklärt hat , dann muß er gemäß § 632 Abſ . 1 B.

G. B. dieſe Leiſtung vergüten .

Das Angebot zum Abſchluß eines Werkver⸗

trages braucht nicht ausdrücklich zu erfolgen ; es

genügt ſchon , daß der Unternehmer dem Beſteller
erklärt , daß er das Werk ausführen werde , und

dr Beſteller dem nicht widerſpricht . Vorausſetzung

des Zuſtandekommens eines Werkvertrages iſt

aber , daß es ſich um eine Leiſtung handelt , die
nach den Anſchauungen des Verkehrs einen Ver⸗

mögenswert bedeutet .

Im Reichsgerichts - Kommentar zum Bürger⸗
lichen Geſetzbuch § 632 Abſ . 1 wird über dieſe

ſtrittige Frage folgendes ausgeführt : „ Ob ein über

die Ausführung des Werkes angefertigter Koſten⸗
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anſchlag beſonders zu vergüten iſt , hängt von den

Umſtänden des einzelnen Falles ab . Hat insbeſon⸗

dere der Beſteller , um ſich über die Herſtellung und

Koſten eines von ihm beabſichtigten Werkes zu un⸗

terrichten und daraufhin ſeine Entſchließungen

über die Ausführung zu treffen , dem Unternehmer

zur Einreichung des Koſtenanſchlages Auftrag er⸗

teilt , ſo iſt er zur Vergütung verpflichtet , auch

wenn es nicht zur Ausführung des Werkes kommt . “

Die Frage der Vergütung von Entwürfen und

Projektarbeiten beſchäftigte im Jahre 1910 die

Handwerkskammer zu Berlin . Es wurde angeregt ,

in ſtaatlichen oder ſtädtiſchen Vergebungsvorſchrif —

ten Beſtimmungen aufzunehmen , deren Wortlaut

ungefähr folgender iſt : „ Wird von dem Bewerber

eine beſondere Ausarbeitung von Projekten , An⸗

fertigung von Zeichnungen , auch Detailzeichnun⸗

gen verlangt , oder die Anfertigung dieſer betref⸗

fenden Koſtenanſchläge , ſo iſt dem Bewerber fütr

den Fall der Ablehnung ſeines Angebots eine

Entſchädigung für die aufgewendete Arbeit zu

zahlen . Letztere iſt vor Abgabe des Angebots ſei⸗

tens der Behörde von Fall zu Fall feſtzuſetzen . “—
Die Handwerkskammer konſtatierte , daß derartige

Beſtimmungen in Bedingungen für die Vergebung

von Arbeiten und Lieferungen im Bezirke der

Berliner Handwerkskammer nicht vorhanden ſind .

Der Grund hierfür dürfte wohl in dem Umſtande

zu ſuchen ſein , daß eine ſolche Vergütung üblich
iſt und auch von den Gerichten als gebräuchlich

angeſehen wird , falls die Vergütung nicht von

vornherein ausgeſchloſſen war . Daher hat eine der

artige Vergütung auch dann zu erfolgen , wenn

der Bewerber den Zuſchlag erhält ; es iſt in dieſem

Falle als Entgegenkommen anzuſehen , falls hier⸗

für eine beſondere Vergütung nicht verlangt wird .

Eine Verpflichtung für unentgeltliche Ueberlaſſung

von Projekten ꝛc. beſteht auch bei der Zuſchlags⸗

erteilung an den Bewerber keineswegs . Daher er⸗

ſcheint der Handwerkskammer eine Aufnahme ſol⸗

cher Beſtimmungen in die Vergebungsbedingun⸗

gen als überflüſſig .

Um die Schäden abzuwenden , die den Bewer⸗

bern durch die unentgeltlichen Vorarbeiten für Be⸗

teiligung an Verdingungen über das berechtigte

Maß entſtehen , hat der Hanſabund im § 12 ſeiner

„ Grundzüge eines Geſetzentwurfes über das Ver⸗

dingungsweſen “ folgende Punkte in Vorſchlag ge

bracht :
„ Bei jeder Verdingung ſind die Unterlagen

einſchließlich der Projekte , Zeichnungen , Muſter ꝛc.

gegen Erſtattung der Koſten an jeden Intereſſen⸗

ten abzugeben ; dieſe Koſten werden bei Einrei⸗

chung eines Angebots auf Antrag zurückerſtattet .

Sind Koſtenanſchläge , Projekte , zeichneriſche Dar⸗

ſtellungen , Modelle und ähnliches von den Bewer⸗



bern einzureichen , ſo ſind die Selbſtkoſten hierfür

nach beſonderen , unter Zuziehung von Sachver⸗

ſtändigen aufzuſtellenden Taxen zu erſtatten , jedoch

nur dann , wenn die Verdingung eine beſchränkte

war . Das in den Entwürfen des Bewerbers en

haltene geiſtige Eigentum muß dieſem im vollen

Umfange gewahrt bleiben , ſofern nicht für den

Uebergang des Eigentums angemeſſene Vergü —

tung gewährt wird . “

Es kann ſchon jetzt als verkehrsüblich bezeich

net werden , daß ein Bewerber , der innerhalb ſei —

ner Berufstätigkeit und unter Verwertung ſeiner

fachmänniſchen Kenntniſſe auf Anſuchen Enwürfe

und Koſtenanſchäge oder ähnliches Material

behufs Erlangung der Hauptarbeit anfertigt , hie⸗

rüber Vergütung verlangen kann , ſofern nicht

ganz beſondere Umſtände ihren Ausſchluß rechtfer —

tigen . Bei einzelnen Behörden beſteht auch

ſchon der Brauch , daß den Induſtriefirmen , die

zu einem Wettbewerbe aufgefordert werden , für

die eingereichten Koſtenanſchläge eine angemeſſene

Entſchädigung zuſteht . Eine ſolche Beſtimmung hat

z. B. der preußiſche Miniſter der öffenltichen Ar⸗

beiten in ſeinen Erlaſſen vom 14 . Juli 1906 und

vom 31 . Auguſt 1908 getroffen . Man darf daher

hoffen , daß auch bei Kommunalverbänden das vom

preußiſchen Miniſterium eingeſchlagene gerechte

und billige Verfahren der Vergütung von Ange —

botsarbeiten in Zukunft angewandt wird .

Zu Ziffer 15 des Kirchenbau⸗Edikts von 1808 .

Die Gemeinde H. hatte in Erfüllung der ihr ob —

liegenden Frohndpflicht zum Bau und zur Unter

haltung ihrer Kirche ſeit Jahren den Schnee aus

dem Kirchenſpeicher entfernen laſſen . Da Zweifel

auftauchten , ob dieſes Geſchäft unter die 5rsz5rno⸗

pflicht falle , zeigte ſie dem baupflichtigen Domä⸗

nenärar an , daß der Schnee nicht mehr entfernt

werde , da die Gemeinde nach Ziffer 15 des Bau

edikts nur für die Bauarbeiten frohndpflichtig ſei .

Die zuſtändige Bezirksbauinſpektion hielt die Wei⸗

gerung für unzuläſſig und verlangte , daß die Ge —

meinde „ ohne weiteres jeweils rechtzeitig ſämtlichen

eingewehten Schnee aus dem Kirchenſpeicher ſorg⸗

fältig und vollſtändig entferne “ . Die Inſpektion

verwies dabei auf eine Vefügung der Gr . Domä⸗

nendirektion vom 26. März 1847 Nr . 5619 ( Do⸗

mänenverordnungsblatt 1847 Seite 63 ) , in der

geſagt ſei : „ In den Fällen , wo die Gemeinde

frohndpflichtig iſt , iſt durch Aufforderung an den

Gemeinderat dahin zu wirken , daß der Schnee je

weils zur rechten Zeit von den Kirchenſpeichern ent

fernt werde . “ Die Gemeinde erwiderte , daß die Ver —

fügung der Domänendirektion ſie zu nichts ver⸗

pflichte ; ſie halte ihre Weigerung umſomehr auf⸗

recht , als das Eindringen des Schnees auf den Kir⸗

chenſpeicher allein durch das mangelhafte Dach ver⸗
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urſacht werde . Werde das Dach richtig hergeſtellt ,

ſo könne der Schnee nicht mehr eindringen und die

ſtreitige Arbeit falle von ſelbſt weg oder werde ſich

doch auf ein Minimum reduzieren . Die Bezirksbau⸗
inſpektion führte nun eine Aeußerung der Forſt⸗

und Domänendirektion herbei , die folgendermaßen
lautete :

„ Nach Ziffer 15 des Geſetzes vom 26 . Dezember

1808 , die Kirchen - und Schulhausbaulichkeiten betr . ,

hat unter gewiſſen Vorausſetzungen , die im vorlie⸗

genden Fall gegeben ſind , die Kirchſpielsgemeinde

die Hand⸗ und Fuhrarbeiten zu dem Bau der

Kirche unentgeltlich zu leiſten . Aus Gründen der

Billigkeit hat das Geſetz eine „ Spezies der Baulaſt “

dem Hauptbaupflichtigen , die andere der Kirch⸗

ſpielsgemeinde zugeteilt . Wenn nun — wie im vor⸗

zegenden Falle — die Hauptbaupflicht ſich auf Neu⸗

bau u. Unterhaltung erſtreckt , ſo bezieht ſich andrer⸗

ſeits die Frohndpflicht der Gemeinde ebenfalls auf

Neubau und Unterhaltung . Daß das Entfernen von

Schnee von Kirchenſpeichern eine Unterhaltungsar⸗

beit iſt , kann wohl ebenſowenig beſtritten werden ,

als daß die Ausführung der Arbeit keine beſondere
Kenntniſſe erfordert , gemeine Handarbeit iſt und

ſomit begrifflich unter Handfrohnden fällt . “

Schließlich wurde die Gemeinde für allen

Schaden , der durch Nichtentfernen des Schnees vom

Kirchenſpeicher an der Kirche entſteht , haftbar ge⸗

macht .

Die Gemeinde ſcheute ſich , die Frage auf dem

Rechtswege zum Austrag zu bringen und erklärte
ſich zur Beſeitigung des Schnees bereit .

Zumwiderhandlung gegen beſtehende Vorſchriften .

( Zu § 35 und § 81 Gemeindeordnung . )

Wegen mehrfacher bewußter Zuwiderhandlun⸗

gen gegen beſtehende Vorſchriften war gegen einen

Gemeindebeamten gemäß 8§ 181 Abſatz 7 der Ge⸗

meindeordnung eine Ordnungsſtrafe erkannt wor⸗

nen ; die Verfehlungen waren derartige , daß nach

§ 35 Gemeindeordn . hätte vorgegangen werden kön⸗

nen , es wurde aber die Ordnungsſtrafe gewählt , um

dem Manne das Peinliche einer Verhandlung vor

dem Bezirksrate zu erſparen . Der Betreffende legte

Rekurs ein und das Gr . Miniſterium des Innern

verlangte vom Bezirksamte den Nachweis , daß vor

der erſten Verfehlung die in § 181 Abſ . 7 der G. ⸗O.

vorgeſchriebene Aufforderung zur Beobachtung der

Vorſchriften ergangen ſei ; für den Fall , daß dies

nicht geſchehen ſei , wurde die Nachholung angeord⸗

net und dem Amte anheimgegeben , die Strafe zu⸗

rückzunehmen . Die Aufforderung war nicht ergan⸗

gen und es wurde nach der Weiſung verfahren . Da

beim Vorgehen nach § 35 Gemeindeordn . eine ſolche

Aufforderung nicht erforderlich iſt , ſtehen wir vor

der eigenartigen Tatſache , daß für das mildere Ver⸗

fahren eine Mahnung vorausgehen muß , während



das ſtrengere ohne Weiteres eingeleitet werden

kann . Wenn § 181 Abſ . 7 G. ⸗O. Disziplinarmaß⸗

regeln oder Ordnungsſtrafen zuläßt , ſo nötigt

dies nicht zu dem Schluſſe , daß bei der Einleitung

des Disziplinarverfahrens

vorausgehen müßte ; hiergegen ſpricht ſchon

die Tatſache , daß der § 35 bereits in der Ge⸗

meindeordnung von 1831 enthalten war , während

§ 172 a) erſt im Jahre 1870 hinzu

die erwähnte Aufforde⸗

rung

§ 181 ( früher 8

tam . Allerdings läßt ſich einwenden , daß der § 181

Abſ . 7 andere Fälle im Auge habe als der § 35 Ge⸗

meindeordn . , doch werden häufig beide Beſtimmun⸗

gen anwendbar ſein ; ſo auch im vorliegenden Falle :

Bewußte Zuwiderhandlungen eines Beamten gegen

Verordnungen laſſen ſich ſowohl als Ver⸗

Vorſchriften der Geſchäftsordnung wie

als ürlichkeit im Dienſte bezeichnen ; denn

Willkür bedeutet das dem Geſetze entgegengeſetzte
dasſelbe nicht gerechtfertigte Wollen und

Nun werden immer wieder Verſtöße

die eine Sühne erheiſchen , und für die

och Disziplinarverfahrens eine

rte bedeuten würde ; für ſolche Fälle wäre wohl

tikel 11 des Einführungsgeſetzes zum Reichs⸗

ſtrafgeſetzbuche anzuwenden .

beſtehende

durchdureund

Be lieben “ .

vorkommen ,

die Einleitung des

Bekämpfung des Wildſchadens .

Miniſterium des Innern hat im Intereſſe

cherſtellung der Ernte die Bezirksämter an⸗

zur Bekämpfung des Wildſchadens die
8

idigen Maßnahmen aufgrund des § 19 des

Sic

gewieſen

Jagdgeſetzes zu treffen .

Wo die ſofort anzuſtellende Prüfung ergibt ,

daß ein außerordentlicher Abſchuß von Wild er⸗

forderlich iſt , ſind die Jagdberechtigten aufzufor⸗

dern , innerhalb einer heſtimmten kurzen Friſt das

Entſprechende zu veranlaſſen . Nach fruchtloſem Ab⸗

lauf hat das Bezirksamt im Benehmen mit dem

Forſtamt unverzüglich die zur Minderung des

Wildſtandes geeigneten Maßnahmen auf Koſten der

Jagdberechtigten zu veranlaſſen , insbeſondere geeig⸗

Treibjagden abhalten zu laſſen . Der Ab⸗

ſchuß des Rehbocks wird in dieſem Jahre allgemein

vom 16 . April ab freigegeben . Wegen Bekämpfung

es Kaninchenſchadens ſind die Bezirksämter der

Ryheinebene mit beſonderer Weiſung zum Zwecke

tunlichſter Ausrottung dieſer ſchädlichen Tiere ver⸗

ſehen worden .

netenfalls

8

2 . Sparkaſſenweſen .

Die Gewährung von Darlehen durch die Sparkaſſe

W. betr .

Der anbei zurückfolgende Entwurf des neuen

Darlehenszuſageſcheins der dortigen Sparkaſſe gibt

uns zu folgenden Bemerkungen Anlaß :
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„ Zwiſchen den Paragraphen 1 und 11 der

Darlehensbedingungen beſteht inſofern ein gewiſſer

Widerſpuch , als nach §S 1 die Auszahlung des Dar⸗

lehens ſchon gegen Aushändigung eines Auszugs

der dritten Abteilung des Grundbuchs mit Verlags

ſchein , Schätzungsurkunde , Zuſageſchein und Quit⸗

tung , ſomit ohne vorherige Eintragung der Hy⸗

pothek erfolgen ſoll , während in § 11 geſagt wird ,

daß die Sparkaſſe vor Empfang des Zeugniſſes über

die Hypothekenbeſtellung zur Auszahlung des Dar

lehenskapitals nicht verpflichtet iſt

ſpruch dürfte vielleicht dadurch zu löſen ſein , daß

der Eingang des § 1 dahin gefaßt wird :
i

Dieſer Wider

„ Eine

Rechtsverbindlichkeit der Sparkaſſe zur Gewährung
*

des Darlehens beſteht erſt nach Aushändigung

uſw . “ Der erſte Satz wäre hinter „ Quittung “ ab⸗

zuſchließen und ſodann fortzufahren : „ Die Aus

zahlung erfolgt uſw . “

Zu § 7 der Bedingungen machen wir darauf

aufmerkſam , daß die Darlehenshingabe gegen Be —

ſtellung einer Hypothek mit zweitem Rang ſtets

der beſonderen ſtaatlichen Genehmigung bedarf ,

alſo auch dann , wenn die erſte Hypothek

bereits der Sparkaſſe zuſteht und

zweite Hypothek ſich noch innerhalb der zuläſſi⸗

Beleihungsgrenze halten würde .

(§S 14 Ziffer 1 des Sparkaſſengeſetzes ) . Die Be⸗

dingungen feſtzuſetzen , unter welchen die Genehmi⸗

gung erteilt wird , iſt Sache der Staatsbehörde .

Wenn auch die in 8 § 7 vorgeſehene Bedingung

durchaus zweckmäßig erſcheint , und unter dieſer

Bedingung die ſtaatliche Genehmigung regelmäßig

erteilt werden wird , ſo iſt die Staatsbehörde an ſie

doch keineswegs gebunden . Die Sparkaſſe wird des

h0 gut daran tun , ſchon vor der Zuſage eines

ſolchen Darlehens die ſtaatliche Genehmigung ein

zuholen . Da ſolche Fälle immerhin Ausnahmefälle

ſein werden , kann vielleicht der Teil des § 7 vor :

„ es ſei denn ſolche der Sparkaſſe ſelbſt “ an entbehrt

werden .

die

gen

albUlL

In § 12 werden die Worte „ und Grundſtocks⸗

eigentümer “ zu ſtreichen ſein , weil es eine ſamtver⸗

bindliche Haftung für die bloß dinglich haftenden

Grundſtockseigentümer nicht gibt und eine perſön⸗

liche Haftung der etwa mit ihren Grundſtücken für

den Hauptſchuldner eintretenden dritten Perſonen

durch dieſe nebenher getroffene Beſtimmung nicht

begründet werden kann .

Die übrigen im Entwurf vorgeſehenen Beding⸗

ungen geben uns keinerlei Anlaß zu Beanſtandun⸗

gen .

( Erlaß Gr . Miniſteriums des Innern vom 28 .

4. 1909 , Nr . 17 410 . )



( Auszug aus dem Darlehenszuſageſchein . )

( § 1) . Die Auszahlung des Darlehens erfolgt

gegen Aushändigung eines Auszuges der dritien

Abteilung des Grundbuchs mit Verlagſchein , Schätz⸗—

ungsurkunde , Zuſageſchein und Quittung . Die Aus —

zahlung erfolgt in dem Geſchäftszimmer des Rech —

ners der Sparkaſſe W. an den Empfangsberechtig

ten , ebenſo ſind Zins - und Kapitalrückzahlungen

koſtenfrei dahin zu entrichten .

(§S 7) . Die Hypothek muß unbeſchränkten erſten

Rang haben . Dem Darlehen dürfen alſo keine Hy⸗

potheken im Range vorgehen oder gleichſtehen . Alle

übrigen Belaſtungen der oben bezeichneten

Grundſtücke , welche der für das Darlehen zu be—

ſtellenden Hypothek im Range vorgehen oder gleich

ſtehen , müſſen entweder gelöſcht , der Sparkaſſe ab —

getreten , oder im Range hinter ſie zurückgeſtellt
werden , es ſei denn , ſolche der Sparkaſſe ſelbſt .

dieſem Falle hat der Eigentümer im

Grundbuch eintragen zu laſſen , daß er

verpflichtet iſt , die erſte Hypothek der

Sparkaſſe löſchen zu laſſen , ſobald ſie zur Ei⸗

gentümerhypothek wird . Die Darleiherin

iſt zu ermächtigen , im Namen d . . . Darlehensneh⸗

mer . . . die betreffenden Urkunden zur Löſchung

bezw . Vormerkung im Grundbuch dem Grundbuch⸗

amt zu übergeben und den Vollzug zu beantragen .

( § 11) . Ueber die Sicherungshypothet ſoll ein

grundbuchamtliches Zeugnis ausgeſtellt werden .

Vor Empfang dieſes Zeugniſſes über die Hypothe⸗

kenbeſtellung und Erteilung der Quittung iſt die

Sparkaſſe zur Auszahlung des Darlehenskapitals

nicht verpflichtet , ebenſo ſteht der Sparkaſſe bis zur

Aushändigung genannter Beſcheinigung jederzeit

der Rücktritt von dieſem Vertrage frei .

Die Gemeindeſparkaſſe in Ertrath hat ihren

Schuldnern mitgeteilt , daß ſie den Zinsfuß für Hy⸗

pothekendarlehen don 4¾ auf 4½ Prozent er⸗

mäßige . Auch ſollen die vereinbarten Tilgungen

auf Antrag geſtundet werden , bis beſſere Zeiten

kommen .

Die Januar⸗Einlagen bei der Städtiſchen

Sparkaſſe in Stuttgart ſind an ſich höher als die

vom Januar vorigen Jahres und betragen 4 Mil⸗

lionen mehr als die Auszahlungen .

Die Städtiſche Sparkaſſe in München hat im

Jahre 1914 trotz der Kriegsabhebungen und in

Sonderheit der für die Kriegsanleihe einen Zugang

von 9600 Sparern und über 6 Millionen Mehrein⸗

lagen gehabt als im Vorjahre . Ein neues erfreu⸗

liches Zeichen deutſcher wirtſchaftlicher Kraft und

Stärke . Die bayeriſchen Truppen haben in den

O

fünf erſten Kriegsmonaten über 22 Millionen Mark

Bargeld durch Poſtanweiſung nach Hauſe geſchickt .

6 . Sonſtiges .

Pforzheim . Um der hier ausgebrochenen Ar⸗

beitsloſigkeit zu ſteuern , hat die Gemeinde Eutingen ,

wo viele jetzt beſchäftigungsloſe Goldarbeiter woh⸗

nen , beſchloſſen , 30 000 Mart zur Herſtellung von

Wald⸗ und Feldwegen zu bewilligen , wobei die Ar⸗

beitsloſen beſchäftigt werden ſollen .

Raſtatt . Der Gemeinderat hat beſchloſſen , daß

anſtelle der zurzeit gültigen Preiſe für Leuchtgas mit

20 Pfg . pro Kubikmeter und Koch - und Heizgas mit

14 Pfg . pro Kübikmeter ein Einheitspreis von 16

Pfg . pro Kubitmeter feſtgeſetzt werde .

Deutſche Verſicherungen bei engliſchen Geſell⸗

ſchaften .

( Alle Rechte vom Verfaſſer vorbehalten ) .

Beim Durchblättern der verſchiedenen Fach⸗

ſchriften über das Verſicherungsweſen der letzten

Jahre findet man , daß ſich allenthalben trotz des

angeblich tiefſten Friedens wie ein roter Faden

die Behandlung der Frage durchzieht : Wie ſtellen

ſich die engliſchen Verſicherungsunternehmer im

Kriegsfalle zu ihren deutſchen Verſicherten ? b Hat

da nicht unwillkürlich die Ahnung der kommen⸗

den Dinge trotz aller gegenteiligen Beteuerungen

das Richtige vorausgeſehen ? Vor allem tauchten

in den deutſchen Handelskreiſen immer und immer

wieder die Befürchtungen auf , daß im Falle eines

Krieges mit England die engliſchen Landesgeſetze

jede Leiſtung an den Feind verbieten und ſogar

als Landesverrat ahnden würden .

Zwar wurde oft genug und mit Entrüſtung

noch zuletzt im Mai 1913 auf der Seerechts⸗Kon⸗

ferenz in Kopenhagen durch den Vorſitzenden

von Lloyds , Sir Edward Beauchamp , heteuert ,

daß die in Rede ſtehende Unterſagung der Erfül⸗

lung von auswärtigen Forderungen der engli⸗

ſchen Gerichte aus der Zeit der Napoleoniſchen

Kriege ſtamme und heutzutage durch die Ver⸗

tehrsverhältniſſe von ſelbſt über den Haufen ge⸗

worfen würden . Die heutigen internationalen

Handelsbeziehungen ließen derartige Beſtimmun⸗

gen durchaus nicht mehr als daſeinsberechtigt er⸗

ſcheinen ; kein engliſcher Verſicherer würde die Auf⸗

faſſung von Treu und Glauben anders verſtehen ,

als ſeine Verpflichtungen auch gegen Angehörige

einer feindlichen Nation zu erfüllen , wie es mit

Treu und Glauben und mit den guten Sitten ver⸗

einbar wäre .

An der Aufrichtigkeit der Verſicherer wurde in

Deutſchland niemals gezweifelt . Bedenklich blieb

nur ſtets die Haltung der engliſchen Regierung , doß
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trotz aller Bemühungen dieſes veraltete Geſetz nicht

endgültig beſeitigt wurde . Tatſächlich iſt jetzt auch

der gute Wille an dem ſtarren engliſchen Landes⸗

geſetze zerſchellt .

Ja , es kam noch ſchlimmer , als man befürchtet

hatte : Wir mußten die traurigſten Ueberraſchungen

erleben , als am 5. Auguſt v. Is . die engliſche Re

gierung eine Proklamation über den Handel mit

aus engliſchen Verſicherungstreiſen heraus , ſo

vom 9. September noch weſentlich verſchärft wurde .

Mit oder zugunſten irgend einer Perſon , die in

Deutſchland wohnt , ſich darin aufhält oder ein Ge⸗

ſchäft betreibt , ſollen weder See⸗ , Feuer⸗ , Lebens ,

noch irgend welche andere Verſicherungsverträge

abgeſchloſſen werden . Außerdem ſoll an keine in

Deutſchland wohnende Perſon irgend ein Schaden

ausgezahlt werden , ganz unabhängig von der Scha⸗

denurſache . Es darf den in Betracht kommenden

Perſonen weder eine Summe Geldes bezahlt , noch

für eine Schuld beſtehende Verpflichtung

Bürgſchaft geleiſtet oder die Verpflichtung ſelbſt er⸗

füllt werden . Unterſagt iſt alſo nicht nur der Ab⸗

ſchluß neuer Verſicherungsverträge , ſondern es dür

oder

fen auf Grund beſtehender Verſicherungsverträge

auch teinerlei Schadenerſatzanſprüche befriedigt

werden . Dieſe Beſtimmungen beziehen ſich eben⸗

falls auf Rückverſicherungs - Verträge .

Hierdurch ſtellte ſich die engliſche Regierung ge⸗

rade auf den Standpunkt , den ihr jetziges Mitglied

Edward Beauchamp , als Vorſitzender von

Lloyds in Kopenhagen ſo energiſch bekämpft hatte .

Für Uebertretungen , die als Verbrechen geſtempelt

ſind , werden die härteſten Strafen ( Zuchthaus bis

zu 7 Jahren ) angedroht . Die vielfach gebrauchten

Ausreden der Verſicherungsgeſellſchaften , daß alle

Verſicherungsfälle nach dem Friedensſchluße ein⸗

wandfrei erledigt würden , iſt recht fade . Läßt doch

engliſche Verſicherungswelt ihre Verſicherten

Landesfeinden erließ , die durch die nachfolgende

gerade dann im Stiche , wenn ſie den Schutz ihrer

Verſicherungen am dringendſten bedürfen .

Sir

die

Auf deutſchem Boden werden von engliſchen

Verſicherungsgeſellſchaften hauptſächlich drei Arten

von Verſicherungen betätigt . Am ſtärkſten wohl

Transport⸗ , dann Feuer⸗ mit Nebenzweigen und

am geringſten die Lebensverſicherungen . Die Ver⸗

träge aus der Lebensverſicherung ſind dagegen am

beſten geſchützt durch unſere Geſetze , die eine ent⸗

ſprechende Hinterlegung von Werten forderten .

Feuerverſicherung betrieben in Deutſchland 12

engliſche Geſellſchaften in größerem Umfange und

eine Reihe anderer in kleinerem Umfange . Die

meiſten der kleineren Geſellſchaften beſchränkten

ihr Betriebe durchweg auf das Gebiet der Hanſa⸗

ſtädte . Alle engliſchen in Deutſchland arbeitenden

Feuerverſicherungsgeſellſchaften zuſammen haben

mit deutſchen Verſicherten rund 1 Million Ver

träge abgeſchloſſen und erzielen aus dieſem ihrem

direkten deutſchen Geſchäfte eine jährliche Prä

mienſumme von 16 Millionen Mark . Am ſchlimm⸗

ſten ſtehen und ſtanden die Dinge auf dem Martte

der Transportverſicherungen , wo das engliſche Ge

ſetz von vornherein die engliſchen Verſicherer be —

günſtigte und die engliſche Konturrenz durch ihre

Kapitalkraft , ihre eigenartigen Einrichtungen und

nicht zum wenigſten durch Prämiendrückerei die

deutſche empfindlich bedrängte .

Nun ſind denn , wie erwähnt , tatſächlich alle

die Befürchtungen , die man wie ein Geſpenſt ängſt⸗

lich mied , zur greifbaren und ſchwer laſtenden

Wirtlichkeit geworden . Daß nach den Beſtimmun

gen des allgemeinen Völkerrechtes der Krieg nicht

zwiſchen den Bewohnern der einzelner

ſondern zwiſchen den Ländern ſelbſt geführt wird ,

darum hat ſich die engliſche Regierung in keiner

Weiſe gekümmert . Was nun ? Teilweiſe haben

ja die engliſchen Geſellſchaften verſucht , ihren gu

ten Willen auch durch die Tat zu beweiſen , und

zu dieſem Zwecke und zum Schutze ihrer deutſchen

Verſicherten ihr deutſches Geſchäft an deutſche Ge⸗

ſellſchaften zur Verwaltung gegeben oder mit der

ganzen Organiſation völlig übertragen . 0

Londoner Phönix an die Hanſeatiſche Verſiche

rung A. ⸗G. von 1877 in Hamburg , die Commer⸗

cial Union an die Frankfurter Allgemeine , die

North Britiſh and Mercantile an die Stuttgar⸗

ter Mit⸗ und Rück⸗, die Norwich Union Fire an

die Norddeutſche , die Liverpool and Globe an die

Hanſa Allgemeine Verſicherung in Hamburg , die

Royal Exchange A. ⸗G. an die Albungia , Ham

Hurg⸗Düſſeldorfer Verſicherungsgeſellſchaft .

Länder ,

S0 der

Dieſe

genannten deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften

haben meiſt ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft über

nommen . Ueber den genauen Inhalt und die Trag⸗

weite der abgeſchloſſenen Verträge iſt man leider

nicht genügend unterrichtet . Jedenfalls iſt bei den

in Deutſchland zugelaſſenen Geſellſchaften der Ab⸗

ſchluß eingehend durch das Aufſichtsamt für Pri⸗

vatverſicherungen geprüft worden . Hierdurch ſind

die Intereſſen der deutſchen Verſicherten der er⸗

wähnten Geſellſchaften den gegebenen Verhältniſſen

entſprechend gewahrt . Die übrigen , beſonders aber

die bei nicht zugelaſſenen Geſellſchaften Verſicherten

ſchweben in völliger Ungewißheit , ob und wann ſie

Erſatz bezw . Auszahlungen erhalten .

Hin und her wird übrigens die Frage erörtert ,

ob der deutſche Verſicherte ſich nunmehr den betref⸗

fenden deutſchen Geſellſchaften anſchließen muß ,

oder ob er durch die Verhältniſſe ein Recht zur

Kündigung erlangt hat . Praktiſch wird dies haupt⸗

ſächlich bei der Feuerverſicherung . Wie ſteht es aber

mit der Lebensverſicherung , die mit einer engliſchen



Geſellſchaft unmittelbar abgeſchloſſen iſt und für die

ſeit Jahren erhebliche Prämien direkt an England

gezahlt ſind ? Mit einem Rücktritt vom Vertrage iſt

da nicht gedient , da man die aufgewandten Prä —

mi doch nicht verfallen laſſen kann . Von den

hierüber gemachten Vorſchlägen ſei erwähnt : die

Hinterlegung der fällig werdenden Prämien bei

einer amtlichen Stelle nebſt der nachfolgenden Ver

einbarungen beim Friedensſchluſſe , daß in ſolchem

Falle die Verwirkungseinrede nicht gelten könne .

41

Um aber für alle Zukunft und für alle denkba⸗

ren Fälle ſolch traurige Vorkommniſſe für die

deutſche Verſicherungswelt unmöglich zu machen ,
wäre es zweifelsohne ein heiß zu erſtrebendes Ziel ,

daß Deutſchland ſeinen Verſicherungsmarkt ganz

auf eigene Füße ſtellte , und ſich vom Auslande

vollkommen unabhängig machte . Iſt doch das deut

ſche Verſicherungsweſen im Laufe der Jahre zu

ſolch hoher Entwicklung gelangt , daß es jeden Ver —

gleich mit den Verſicherungsunternehmungen aller

Länder getroſt aushalten kann . Die früher vielfach

vertretene Auffaſſung , daß die ausländiſchen Ge

ſellſchaften in ihren Bedingungen liberaler ( entge

genkommender ſeien , als die deutſchen und , daß ſie

ſich den jeweiligen Verhältniſſen leichter und ſchnel —

ler anpaßten , als die deutſchen , denen oft eine ge

wiſſe Schwerfälligteit vorgeworfen wurde , hat ſich

für den mit dem deutſchen Verſicherungsweſen Ver

trauten ſchon längſt als ein grundloſes Vorurteil

herausgeſtellt . Jedenfalls iſt es eine ernſtliche

Pflicht des Aufſichtsamtes , nach dem Kriege zu prü —

fen , ob überhaupt noch engliſche Geſellſchaften zu

dem Geſchäftsbetrieb in Deutſchland zuzulaſſen

ſind , ſolange die engliſche Regierung auf ihrem ,

allem Völkerrechte und der von ihr unterzeichneten

Haager Vereinbarung widerſprechenden Stand —

punkt verharrt . A. B.

Wir daheim .

Kriegsunterſtützungskommiſſion in

e wird geſchrieben :

Es wurde Krieg : ein Krieg des Haſſes und der

Habgier gegen unſer herrlich emporgewachſenes
deutſches Reich , unſer blühendes Volkstum , gegen

den Ehrenſchild des deutſchen Namens . Der Kaiſer

griff zur Wehr und rief ſeine Streiter zum unver⸗

meidbaren Kampfe . Da ſtrömte die waffengeübte

junge Manneskraft in hellen Scharen zu den Fah

nen , dazwiſchen ungezählte Tauſende begeiſterter

Jünglinge , denen der Kriegsruf zum erſtenmal das

Schwert in die Hand drückt . Aber gleich zu Beginn

des Krieges konnte es auch den älteren Jahrgängen
inſerer Wehrkraft , der Landwehr und dem Land

ſturm , nicht erſpart werden , mit hinauszuziehen
den bitter ernſten Streit für Recht , Ehre und Be⸗

ſtand des Vaterlandes . Der Bauer verließ den

Aus der
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Pflug , der Schmied löſchte die Eſſe ; dem geliebten
Weib übergaben ſie die Sorge um Haus , Hof und

um die teuren Kinder . Dann ſtellten auch ſie ſich
ohne Zaudern voll unbeugſamer Entſchloſſenheit in

die Reihe der eiſernen Wehr . Hochgemut und leuch —

tenden Auges brannten ſie dem Augenblick entge⸗

gen , wo ſie mit ihrem Herzblut die Landesmark

ſchirmen ſollten vor feindlicher Verwüſtung .

Und es gelang , den furchtbaren wütenden

Krieg abzuwehren vom eigenen Vaterland und dem ,
was es ihnen Liebes barg . Mit ſchweren Opfern

wehrten ſie den heranſtürmenden Feinden das Be⸗

treten unſerer Heimaterde und trugen die Schrecken

und die Not denen zu , die dieſen Krieg verſchuldet
haben . Im eigenen Lande aber walten ſie des

Schildamtes für Sicherheit und Ordnung . Nie

können wir Daheimgebliebenen es ihnen genug

danken , was ſie in dieſer ſchwerſten Gefahr für

uns getan ; nicht oft genug es uns vor Augen hal⸗

ten , was es un daß unſeren ſchönen Fluren ,

unſeren friedliche Dörfern, unſeren volksreichem
Städten der Einbruch erbarmungsloſer Kriegs⸗

horden erſpart geblieben iſt . Fragt die , die mit

dabei waren , und die vielleicht als Verwundete oder

Geneſende jetzt unter uns weilen ! hört , was ſie zu

erzählen wiſſen von zerſtampften Feldern , zerſchoſ⸗
ſenen Dörfern , verödeten und eingeäſcherten Ge

höften ; von ſcheu umherirrenden Menſchen , die zwi —

ſchen Trümmern den Reſt ihrer Habe oder noch
Teureres — hervorzuſcharren ſuchen ; von darben⸗

den Kindern , die das Kochfeuer der fremden Krieger
bettelnd umlagern . Ja , wer einmal drüben war als

Soldat , als Krankenpfleger oder als Begleiter von

Sendungen aller Art , dem geht allemal das Herz
über im Anblick ' unſeres ſo wohl behüteten Heimat⸗

friedens .

Wie nun , wollen wir , die hier das Glück der

Sicherheit und Ruhe , ja man darf wohl ſagen des

kaum berührten Wohlſtandes genießen , unſerem
Dank nur in Worten Ausdruck geben ? Fühlen wir

nicht alleſamt den mächtigen Drang , auch mit dem ,

was wir vermögen , dem Vaterlande tatkräftig zu

dienen ? Und wie können wir dem beſſer genügen
als durch opferbereite ſelbſtloſe Fürſorge für die zu —

rückgebliebenen Familien jener Kriegsteilnehmer ,

die nicht in der Lage waren , vor Kriegsbeginn das

Auskommen ihrer Angehörigen zu ſichern ! Dürfen

doch dieſe Krieger , unſere tapferen Brüder , es als

etwas Selbſtverſtändliches annehmen , daß wir da⸗

heim ihre Frauen und Kinder oder auch ihre alters —

gebeugten Eltern nicht notleiden laſſen ! Nein träte

ein , wir wären ja des herrlichen Blutopfers
cht wert , das jene Helden unſerem Volkstum brin⸗

gen . Senken müßten wir den Blick , wenn die ſieg
gekrönten Wehrmänner einſt heimkehren aus dieſem

Rieſenkampf . Ja wir würden uns ſelbſt ausſchließen



von der Ehre , Söhne und Töchter des herrlichen

Voltes zu heißen !

Laßt uns unſere Dankespflicht gegen die draußen

im Felde ſtehenden Brüder und Volksgenoſſen recht

tief empfinden . Und laßt uns den lebendigen Drang

nach einem ſtarken Bekennen unſeres vaterländi⸗

ſchen Gefühls recht oft in Taten umſetzen . Ja es iſt

ſchon manches geſchehen ſowohl für die Krieger

ſelbſt , die draußen alle Gefahren der Waffen und des

Klimas zu beſtehen haben , als auch für ihre in un⸗

ſerer Mitte verbliebenen Familien . Und oft genug

war unter den Gaben das freudig geſpendete Scherf⸗

lein des Armen , der damit darreichte , was ſeine

Kraft nur vermochte . Doch geſtehen wir es uns ein ,

noch mancher und manche muß erſt lernen , mit

Freuden und reichlich hinzugeben , um nicht bloß

ſichtbaren Notſtänden zu ſteuern , ſondern um drük⸗

kenden Mangel gar nicht erſt aufkommen zu laſſen .

Das ſoll unſer rechtſchaffener Stolz werden zu Haus

und unſer ſtiller Ruhm unter den Völkern , daß wir

Deutſche die Familien unſerer Krieger jetzt und nie —

mals darben laſſen .

Wenn alſo der Stadtverwaltung und dem Ro⸗

ten Kreuz die Unterſtützungsmittel knapp zu wer⸗

den drohen und ſie wieder an unſere Türe pochen

und ſagen : Bruder und Schweſter , wir bedürfen

deiner Mithilfe in unſerem vaterländiſchen Werk ,

dann möge dieſer Ruf unſere Herzen offen finden

und unſere Hände willig zu reichlicher Gabe . Es ſoll

durch Damen und Herren aus allen Kreiſen unſerer

Bürgerſchaft in den Tagen nach Oſtern eine Samm⸗

lung von Haus zu Haus veranſtaltet werden , wobei

ein jeder Gelegenheit hat , ſich mit einer Geldſpende

an der Kriegsfürſorge ſo zu beteiligen , wie es in ſei⸗

ner Kraft ſteht . Hand in Hand mit der Sammlung

zu Gunſten der Familien der einberufenen Krieger

ſoll eine Geldſammlung zur Beſchaffung von Liebes⸗

gaben für unſere badiſchen Truppen gehen . Wir

zweifeln nicht , daß die Sammlung ein Ergebnis
haben wird , das dem Gemeinſchaftsgefühl und Op⸗

ferſinn unſerer Bürgerſchaft Ehre macht . Gilt es

ein Vaterland , eine Not und eine freudig geübte

werktätige Hilfe .

Zum Recht der Ehefrau im Kriege .

Der Krieg iſt für die meiſten von uns nur all⸗

zu überraſchend ins Land gezogen . Daher die ſo

erklärliche Unterlaſſungsſünde der Mehrzahl der

ins Feld ziehenden Männer , Ehefrauen oder an⸗

dere Vertrauensperſonen mit erforderlichen Voll⸗
machten auszurüſten . Sonſt hätten ja die

Frauen im Namen der Männer frei ſchalten und

walten und vor allem die in des Mannes Ge⸗

ſchäftsbetriebe notwendig werdenden Maßnahmen

wirkſam treffen können .

Ja , iſt denn die Frau nicht in Abweſenheit

ihres Mannes ohne weiteres zu ſeiner Vertre⸗

tung in allen ſeinen perſönlichen und geſchäftli

chen Angelegenheiten berechtigt ? Können nicht Ehe

leute im Falle der Verhinderung einander dienſt⸗

bar ſein und ſich gegenſeitig in der Geltendmachung

ihrer Rechte und der Wahrnehmung ihrer Pflich⸗

ten vertreten ? Unſer Geſetz antwortet hier mit

einem über jeden Zweifel erhabenen „ Nein “ . Wohl

hat man es ſeinerzeit angeregt , die Anerkennung

der wechſelſeitigen Vertrauensbefugnis der Ehegat⸗

ten , ſei es in größerem oder geringerem Umfange ,

als geſetzliche Regel aufzuſtellen . Und tatſächlich

es läßt ſich nicht verkennen , daß zu ſolcher Vor

ſchrift ein natürlicher , in den durch die Ehe begrün⸗

deten Verhältniſſen wurzelnder Gedanke reichlich

Grund gegeben hätte . Der Geſetzgeber hat es ab⸗

gelehnt : er hat es für den behinderten Ehegatten

gefährlich und in vielen Fällen eher ſchädlich als

von Nutzen gehalten , eine ſolche Generalbevoll

mächtigung von Rechts wegen zu ſchaffen

Nehmen wir folgenden Fall an : Wir befinden

uns auf einem Gute . Gutsherr und Inſpektor ſind

in den erſten Tagen der Mobilmachung zu den

Fahnen gerufen worden . Die beiden Frauen blei⸗

ben zurück und verſehen nach Möglichkeit die Ge

ſchäfte . Am 1. Januar kündigt die Gutsherrin aus

irgend welchem Grunde die Stellung des Inſpek⸗

tors deſſen Frau gegenüber unter Einhaltung der

vertragsmäßigen Kündigungsfriſt für den 31 .

März . Was ſoll werden ? Iſt die K ündigung wirk⸗

ſam ? Kann die Frau des Inſpektors Zahlung des

Gehalts und Gewährung der vereinbarten Natura⸗

lien zu ihren Händen weiter verlangen ? Muß ſie

nach Ablauf der Kündigungsfriſt die ihrem Manne

und ſeiner Familie eingeräumte Wohnung verlaſ⸗

ſen ? Kann ſie in eigenem Namen die Hilfe des Ge —

richts in Anſpruch nehmen und etwa feſtzuſtellen

verlangen , daß die Kündigung unwirkſam iſt ?

Kann andererſeits die Gutsherrin auf Räumung

der Wohnung klagen , um ſie dem für den 1. Aril

von ihr eingeſtellten Nachfolger zu übergeben ? —

Eine Summe von Fragen und im Grunde hierauf

nach dem Rechte unſerer Tage nur eine Antwort .

Wir kommen auf das zurück , was wir zu Be⸗

ginn unſerer Zeilen im allgemeinen vorausgeſchickt

hatten . Die Frau iſt von Geſetzes wegen zur Füh⸗

rung der Geſchäfte des Mannes nicht ermächtigt —

es ſei denn , daß ihr eine den Inhalt ihrer Hand

lung voll deckende Vollmacht zur Seite ſteht .

Dieſe Vollmacht braucht regelmäßig nicht etwa eine

gerichtliche oder notarielle zu ſein . Es wird in der

yrzahl der alltäglichen Fälle genügen , wenn ſie

iftlich erteilt iſt . Schon mündliche Anweiſungen

können die Rechtshandlungen der Frau wirkſam

geſtalten . Die Möglichkeit ihres Nachweiſes mag
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jedoch die Schriftform jederzeit als angebracht er⸗

ſcheinen laſſen .

Hat die Gutsherrin ohne jede Vollmacht ge —

kündigt , ſo mangelt es ſchon aus dieſem Grunde an

jeder rechtlichen Gültigkeit dieſer Kündigung . Nun

könnte ja allerdings die Frau von jeher mit der An⸗

ſtellung und Entlaſſung des Perſonals von ihrem
Gatten betraut geweſen ſein , und den Angeſtellten
war dies auch bei Antritt ihrer Stellung jeweils
wohl bekannt . Auch hier wird man indes ſagen
können : Die Kündigung iſt unwirkſam . Iſt die

Frau des Gutsherrn allerdings von ihrem Manne

mit entſprechender Vollmacht verſehen , dann hat
ausgeſprochene Kündigung volle rechtliche Kraft ,

und die Frau des Inſpektors iſt gezwungen , mit

Ablauf der Friſt Haus und Hof zu räumen .

Wie es mit den Rechten der Gutsherrin ſteht ,
ſo iſt es auch beſchaffen mit den Rechten der In —
ſpektorsfrau . Es ſteht ihr vollmachtlos kein An —

ſpruch zu , den Gehalt und die ſonſtigen Bezüge
ihres Gatten außergerichtlich oder gerichtlich gel —
tend zu machen oder ſich der vollkommen unrecht⸗
mäßigen Zahlungsverweigerung gegenüber ſonſt⸗
wie zum Rechte verhelfen . Hat ſie entſprechende
Vollmacht , dann kann ſie kraft derſelben im Klage⸗

wege vor Gericht die Durchführung des Anſpruchs
ihres Ehemannes zu erwirken verſuchen ; nur wird

ihr jene wohlbekannte Beſtimmung des Kriegsteil⸗
nehmergeſetzes die Erreichung des gewünſchten Zie⸗
les inſofern verſagen , als gegen im Feld befind⸗

liche Perſonen Prozeſſe nicht geführt werden dür⸗

fen und auch im Falle des Vorhandenſeins eines

bevollmächtigten Vertreters auf deſſen Antrag aus⸗

geſetzt werden müſſen . Das gleiche Schickſal würde

naturgemäß allerdings auch eine von der Ehefrau

Gutsherrn eingereichte Räumungsklage haben .

Umſtand , daß die Inſpektorsfrau ſelbſt ihre

Dienſte vertragsmäßig der Gutsverwaltung wid⸗

met , wird nur dann auf die rechtliche Beurteilung
der Lage Einfluß haben , wenn ihr von vornherein

ſelbſtändige Rechte und Pflichten mit ehemännli⸗

cher Genehmigung eingeräumt ſind . Eigene Rechte
vermag ſie natürlich auch in Abweſenheit ihres

Mannes unbeſchränkt auszuüben .

Nur eines vermögen die beiden Frauen auch
ohne Vollmacht ihrer Ehemänner : ſie beſitzen das

Hab und Gut derſelben ungehindert und können

ſich jedes rechtswidrigen Eingriffes in dieſen Beſitz

durch Wegnahme oder Zerſtörung erwehren , ſei es ,
ſoweit das Geſetz dies erlaubt , mit Gewalt , ſei es

durch Klage auf Herausgabe oder Unterlaſſung
vor Gericht .

Fürſorge für Kriegerfamilien .

In geradezu muſtergültiger Weiſe iſt das

Kriegsunterſtützungsweſen in der Stadt Karlsruhe
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geregelt . ( Prüfung über das Maß der Hilfsbedürf —

tigkeit , Kontrolle über Verwendung der gewährten

Unterſtützungen , mündliches Benehmen mit den

Unterſtützten c. ) . Es wird darüber geſchrieben :

Zu dem Aufruf um weitere Mittel zur Unter⸗

ſtützung bedürftiger Kriegerfamilien dürfte vielleicht

ein Einblick in die Art und Weiſe , wie dieſe Unter

ſtützung durch das Kriegsunterſtützungsamt gewährt

wird , eine erwünſchte Ergänzung ſein , denn gerade

über die Feſtſetzung und die Höhe der gewährten

Hilfe herrſchen in unſerer Bürgerſchaft vielfach

falſche Vorſtellungen und daraus ſich ergebende un

richtige Folgerungen .

Aus der Darlegung ſcheidet zunächſt aus die

Abteilung J des Kriegsunterſtützungsamts , welche

die durch Reichsgeſetz und Bezirksratsbeſchluß feſt —

geſetzte Reichsunterſtützung an die Berechtigten ge —

währt . Es handelt ſich nur um die notwendige Er

gänzung dieſer Hilfe durch die Wohltätigkeit . Sie

liegt in der Hand der Abteilung II ( für Mitbeihilfe )

und Abteilung III ( für alle anderen Arten der Un

terſtützung ) . Dieſe zwei Abteilungen arbeiten ge —
meinſam in den ſogenannten Bezirksausſchüſſen .

Die Stadt iſt , abgeſehen von den Vororten , in

15 Bezirke eingeteilt . Jeder Bezirksausſchuß beſteht

aus einem Herrn und zwei Frauen . Auf dem Büro

im Rathaus werden nur die Wünſche der Hilfeſu⸗

chenden , ſei es wegen Miete oder anderer Bedürf⸗

niſſe , in einem Erkundigungsbogen aufgenommen
Aufgrund dieſes Bogens ſtellt der Bezirksausſchuß
die Bedürftigkeit und die Höhe der Unterſtützung
feſt ; zunächſt werden die Angaben auf ihren Wahr

heitsgehalt geprüft und ergänzt , dann wird eine Zu
ſammenſtellung der Einnahmen der Familie aus

Reichsunterſtützung , Zuſchuß des früheren Arbeit⸗

gebers , ſonſtige Einkünfte aus Arbeit uſw . gemacht
und ihr gegenüber die unbedingt nötigen Ausgaben
für Lebensunterhalt , Miete , Kleidung uſw . nach den

Verhältniſſen der Familie ( Anzahl der Kinder , un⸗

terſtützungsbedürftige Angehörige ) feſtgeſetzt . Aus

der Differenz zwiſchen Einnahmen und Ausgaben
ergibt ſich die Höhe der zu gewährenden Unter⸗

ſtützung . Dabei wird , um ja nicht unbillig zu ſein ,

Erwerbsmöglichkeit infolge von Krankheit , Ausſicht

auf Familienzuwachs , Beaufſichtigung und Pflege

zahlreicher Kinder genau erwogen . Sind alle dieſe

Verhältniſſe geklärt , ſo wird in einer gemeinſchaft⸗
lichen Beſprechung des Bezirksausſchuſſes die Unter⸗

ſtützung beſtimmt . Dieſe kann in einfacher Mietbei

hilfe beſtehen , in Zuweiſung von Beſchäftigung , in

Kinderverſorgung ( durch Einweiſung in Krippe

Säuglingsfürſorge , Schülerſpeiſung oder zum Eſſen

n einer Familie ) , Anweiſung zur Volksküche oder

n Darreichung von Lebensmitteln vermittelſt Gut
＋ N
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ſcheinen . Dieſe Unterſtützungen zuſammen ſoller



den für den Unterhalt der Familie feſtgeſetzten Be⸗

trag erreichen .

Alle 14 Tage , wegen Miete jeden Monar , er —

folgt eine Nachprüfung der Verhältniſſe durch den

Bezirtsausſchuß und aufs neue die Feſtſetzung des

Unterſtützungsbeitrags . Die Arbeitsleiſtung der Be

zirtsausſchüſſe einige haben gegen 300 Familien

— iſt keine Kleinigkeit , denn ſie iſt immer mit einem

Hausbeſuch verbunden . Dieſer iſt nicht zu umgehen ,

da die Aufgabe der Bezirksausſchüſſe nicht nur die

leibliche Verſorgung der Familie umfaßt , ſondern ,

was oft viel dringender iſt , Erfriſchung des Lebens —

mutes der bekümmerten Hausfrau und Mutter —

leider oft ſchon Witwe —in ſich ſchließt .

Ein Wort freundlicher Belehrung , herzlichen

Troſtes , träftiger Ermunterung zum Durchhalten

mit der Verſicherung , daß keines in unſerem Volke

verlaſſen wird das iſt die Erquickung in der

ſchweren Zeit für das Herz . Solche Stärkung des

Lebensmutes trägt nicht nur zu Hauſe alsbald gute

Früchte im Leben der Familie , ſondern ſie fließt in

Briefen hinaus bis in die Schützengräben . Wenn

dort der Vater , der Sohn , der Bruder lieſt , wie es

zu Hauſe mutig vorwärts geht , ſo wächſt das Hoch —

gefühl , im Kampfe zu ſtehen für die Seinen , für das

ganze Volk und Vaterland .

Dieſe Art und Weiſe der Fürſorge für die Krie⸗

gerfamilien gibt nicht jeder Familie das Gleiche , aber jeder

das Notwendige . Aber dieſe gerechte Ungleichheit in

der Zumeſſung der Unterſtützung hat nicht ſelten

bei den Empfängern der Gaben , wie bei den Spen⸗

dern Befremden und Tadel wachgerufen . Doch mit

Unrecht , denn das Kriegsunterſtützungsamt kann

nur bei wirklich vorhandener Bedürftigkeit die aus⸗

reichende Hilfe gewähren . Freilich bei aller Gewiſ⸗

ſenhaftigkeit iſt nicht ausgeſchloſſen , daß der Be⸗

zirksausſchuß getäuſcht werden kann , oder daß unge —

ſchickte Hausfrauen durch unnötige Ausgaben den

Eindruck erwecken , als ob die Unterſtützung zu reich —

lich fliche . In ganz wenigen Fällen — von den

3500 unterſtützten Familien ſind ungefähr 30 dem

Kriegsunterſtützungsamt bekannt geworden —

mußte Abhilfe getroffen werden . Dieſe wenigen
Fälle unedlen Mißbrauchs zu verallgemeinern , iſt

ein großes Unrecht gegen die vielen , vielen anderen

Unterſtützten . Es muß wahrheitsgemäß ausgeſpro⸗

chen werden , daß in aufopfernder Arbeitsfreudigkeit ,

in guter Führung des Haushalts und in treuer

Fürſorge für die Kinder die Frauen unſerer Krie⸗

ger ſich ihrer in der Front ſtehenden Männer mit

wenigen Ausnahmen würdig zeigen .

Es ſteht wohl außer Zweifel , daß unſere Bür —

gerſchaft mit der beſchriebenen Art der Unterſtützung

einverſtanden iſt und ihre Weiterführung als Pflicht

der Geſamtheit anerkennt . Leider ſteigen die Le⸗

bensmittelpreiſe und — was drückender empfunden
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wird die Zuweiſung von Arbeit an die Frauen

( Näharbeit vor allem ) iſt beſchräntt worden . Eine

kräftigere HandreichungWan die Kriegerfamilien

wird in nächſter Zeit notwendig . Sollten die Mittel

dazu in Karlsruhe fehlen ? Das glaubt niemand .

Sollte die Opferwilligkeit im Geben mangeln ? Die

bisherigen Spenden beweiſen das Gegenteil . Er⸗

ſcheinen aber Dir die Anforderungen zu groß , dann

überlege einmal , welche Opfer unſere Krieger per —

ſönlich bringen ; berechne dann , vor welchen Verlu⸗

ſten ſie Dich und die Deinigen bewahren — denke

an die Plünderungen und Greuel in Oſtpreußen

und Elſaß ! Vergiß nicht , daß unter den Kriegern

draußen gar viele ſind , deren Familien nun auf

Deine Hilfe hoffen . Dieſe Gedanken müſſen Dich da⸗

hin führen , daß Du freudig geben kannſt und Dich

dabei nicht zu nieder einſchätzen wirſt .

Hilfe der Landesverſicherungsanſtalt für Kriegs⸗

teilnehmer .

Auf Grund des § 1274 der Reichsverſiche⸗

rungsordnung hat die Landesverſicherungsanſtalt

die Durchführung folgender Maßnahmen beſchloſ

ſen :

Wenn in der Familie eines abweſenden der In⸗

validenverſicherung angehörigen Kriegsteilnehmers

durch eine mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen

Krankheit der Frau oder der Kinder Not eintritt

und die erkrankte Frau oder das Kind einer Kran

kenkaſſe nicht angehören , ſo wird , ſo lange die

Krankheit andauert , viermal eine je 14 Tage aus⸗

zuzahlende Hilfe von je 15 Mark gewährt . Iſt in

folge des Krieges ein Verſicherter arbeitslos ge —

worden , ſo wird für die Frau oder die ehelichen

Kinder eine Hilfe gewährt , die in je 15 Mark be⸗

ſteht und höchſtens viermal für je volle 14 Tage

zur Auszahlung gelangt . Die Arbeitsloſigkeit muß

bereits 14 Tage andauern und ſeine Familie in

Not gebracht haben .

Iſt infolge des Krieges ein Verſicherter ar

beitslos geworden und tritt in ſeiner Familie eine

mit Arbeitsunfähigkeit verbundene Krankheit auf ,

ſo wird nach Ablauf der als Arbeitsloſenfürſorge

geleiſteten Hilfe ( ſiehe den vorhergehenden Satz )

eine weitere Hilfe gewährt , die in 15 Mark beſteht

und höchſtens viermal für je 14 Tage zu zahlen iſt .

Neben der geſetzlichen Hinterbliebenenverſor

gung wird für einen im Kriegsdienſte gefallenen

oder erkrankten und an den Folgen dieſer Krank —

heit verſtorbenen Verſicherten eine Beihilfe ge⸗

währt : an die Witwe 50 Mark , an jede Waiſe 25

Mark . Vorausſetzung iſt , daß der Gefallene oder

Verſtorbene zur Zeit ſeines Todes mindeſtens 200

Marken geklebt hat . Rechtsanſprüche auf dheſe

Hilfen beſtehen nicht . Unwahre Angaben werden

ſtrafrechtlich verfolgt . Als Kinder kommen in allen
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ͤ die ehelichen Kinder bis zum vollendeten

5. Lebensjahre in Betracht . Die Geſuche ſind in

allen Fällen bei der Landesverſicherungsanſtalt

durch Vermittlung der Gemeindebhörden einzurei

chen .

Hinterbliebenenverſorgung bei Kriegsteilnehmern .

Die Witwen und die ehelichen oder legitimier⸗

ten Kinder der zum Feldheere gehörigen Militär

perſonen ( dazu gehören nicht nur jene , die aktiv die⸗

nen , ſondern auch alle aus Reſerve - , Landwehr

und Landſturmverhältniſſen eingezogenen und frei⸗

willig einrückenden Unteroffiziere und Mannſchaf⸗

ten , ſoweit ſie im mobilen Verhältnis ſtehen ) erhal⸗

ten Kriegswitwen - und Kriegswaiſengeld , wenn der

Einberufene gefallen oder infolge einer Kriegsver

undung geſtorben oder eine ſonſtige Kriegsbeſchä⸗

digung erlitten hat , an deren Folgen er vor Ablauf

von 10 Jahren nach dem Friedensſchluß geſtorben

iſt .

Beiſpiel : Ein Landſturmmann erleidet im

Feld eine Verwundung , an deren Folgen er nach 20

Jahren ſtirbt . Seinen Hinterbliebenen ſteht die

Kriegsverſorgung zu . Hätte er eine andere „ Kriegs⸗

beſchädigung “erlitten , dann würde nur 10 Jahre

lang ein Anſpruch auf Verſorgung der Familie be⸗

ſtanden haben .

Weiteres Beiſpiel : Die Witwe eines

im Krieg gefallenen Landwehrgefreiten empfängt

für ſich 300 / und für 3 Kinder je 60 ./ als all⸗

gemeine Verſorgung . Neben dieſen 480 l ſteht ihr

ein Kriegswitwengeld von 100 / und jedem Kind

ein Kriegswaiſengeld von 108 zu , ſo daß der Fa⸗

milie im Ganzen 904 / jährlich ausbezahlt werden .

rittes Beiſpiel : Ein verheirateter Ar⸗

beiter rückt freiwillig ein And zieht ſpäter ins Feld .

Bei ſeinem Ableben nach ſeiner Entlaſſung vor Um⸗

fluß von 6 Jahren an den Folgen einer Kriegsdienſt —

beſchädigung hat die Witwe Anſpruch auf 300 %

Witwengeld und 100 Kriegs witwengeld , je⸗

des der 4 Kinder bekommt 60ũ / Waiſengeld und

108 L , Kriegswaiſengeld . Es hat die Familie jähr⸗

lich 1072 WM.

Wie kann jeder dazu beitragen , die Finanzkraſt

des Vaterlandes zu ſtärken ? „ Das Gold dem Va⸗

terlande “ oder „ Das Gold zur Reichsbank “ . Dieſe

Mahnung ergeht an jeden Deutſchen , denn in die⸗
ſer ſchweren aber großen Zeit werden auch große

Anſprüche an die finanzielle Leiſtungsfähigkeit un⸗

ſeres Vaterlandes geſtellt . Unſere Feinde hofften ja ,

daß dieſe Leiſtungsfähigkeit ſchon in den erſten Mo⸗

naten zuſammenbrechen würde , ſehen ſich jetzt aber

gründlich in dieſer Anſicht getäuſcht .

Unſere Reichsbank ſteht heute glänzend da . Der

Goldbeſtand hat die noch nie erreichte Höhe von 2

Milliarden Mark überſchritten .

Trotzdem muß aber jeder nach Kräften dazu

beitragen , dieſe Erfolge zu vergrößern . Man trage

daher jedes Goldſtück zur Poſt , Sparkaſſe oder Bank

zum Umtauſch gegen Papiergeld und diene damit

dem Vaterlande .

Die Reichsbank darf für Gold , das ſich in

ihrem Beſitz befindet , den dreifachen Betrag an

Banknoten ausgeben .

Unſer Goldbeſtand beträgt 5 Milliarden Mark .

Demnach ſind 3 Milliarden noch im Umlauf .

Das für Gold empfangene Papiergeld nun im

Hauſe nutzlos aufzubewahren , iſt auch nicht richtig ,

denn auch die Zurückhaltung des Papiergeldes

ſchwächt unſere Finanzkraft , und deshalb erſcheint

auch die Mahnung berechtigt : „ Bringt euer Geld zu

den Sparkaſſen , Banken und Genoſſenſchaften . “

Dort können die Gelder geſammelt zur Stär⸗

kung unſeres Wirtſchaftslebens nutzbar gemacht

werden .

Man ſchränke den Bargeldverkehr ein und

diene ſich der Einrichtungen zur bargeldloſen Zah —

lung .

Zum großen Leide aller Volkswirtſchaftler ha
der weitaus größte Teil des deutſchen Volkes bis⸗

lang noch immer an der Zahlung mit Bargeld feſt⸗
gehalten . Während in Amerika , England und auch

anderen Staaten eine gewaltige Einſchränkung des

Bargeldumlaufes durch rege Benutzung des Scheck —

verkehrs ſtattgefunden hat , iſt man in Deutſchland

erſt in den letzten Jahren für eine allgemeine Aus —

breitung des Scheckverkehrs eingetreten . Die Regie⸗

rung führte ſelbſt den Poſtſcheckverkehr ein und ge

ſtattete auch den öffentlichen Sparkaſſen die Einfüh⸗

Scheckverkehrs , um dieſen in alle Schich —

der Bevölkerung zu tragen .

rung des

Zu dieſen Schritten deranlaßte die Beobach

tung , daß durch die Zahlungen mit Bargeld viele

M ällionen im Verkehr ſind , die einen beſſeren Zweck

erfüllen könnten . Der Wunſch , dieſe Gelder für die

ſtändig wachſenden Anſprüche unſeres Vaterlandes

und für unſere Volkswirtſchaft nutzbar zu machen ,

iſt erklärlich , und die Mahnung , deshalb eine rege

Benutzung des Scheck - und Ueberweiſungsverkehrs

herbeizuführen , kann nicht genug unterſtützt werden .

Weshalb die Gelder nutzlos im Hauſe liegen

laſſen und ſie dem Verkehr entziehen ? Weshalb

dadurch die Schwächung unſerer wirtſchaftlichen

Kraft herbeiführen ?

Jeder Kaufmann , Handwerker , Landwirt , Be⸗

amte uſw . ſollte ein Scheckkonlo beſitzen und ſeine

Gelder , die er heute im Hauſe liegen hat , darauf



einzahlen , um dann ſämtliche Zahlungen durch

Schecks oder Ueberweiſung leiſten zu können .

Auf dieſe Weiſe können noch Milliarden , die

heute im deutſchen Reiche nutzlos im Hauſe liegen ,

geſammelt werden und zur Stärkung unſerer Macht

beitragen .

Möge deshalb jeder ſeiner Pflicht gedenken ,

teine Gelder im Hauſe liegen laſſen , ſondern dieſe

einem Kreditinſtitute anvertrauen .

Auskunft über Kriegsgefangene .

Beim Zentralnachweisbureau des preußiſchen

Kriegsminiſteriums iſt eine Abteilung eingerichtet ,

die ſämtliche Nachrichten über die gefangenen An⸗

gehörigen der feindlichen Heere ſammelt , die in

Deutſchland gefangen gehalten werden . Dieſe Li⸗

ſten werden durch Vermittlung der neutralen Län

der den Regierungen der betreffenden feindlichen

Lände übermittelt , bei denen ebenfalls Zentralnach —

weisbureaus beſtehen . Außerdem erhält ſämtliche

Liſten die Zahlſtelle des Roten Kreuzes in Genf ;

auch wird die Liſte der belgiſchen Kriegsgefangenen

dem deutſchen Gouvernement in Brüſſel zugeſtellt .

Dieſe Liſten werden dauernd ergänzt . Auskunft

können ſich die Staatsangehörigen der mit Deutſch⸗

land im Kriege befindlichen Länder daher bei ihren

eigenen Regierungen holen . Das preußiſche Kriegs —

miniſterium gibt ſeinerſeits eine Auskunft , atich

durch Vermittlung deutſcher Staatsangehörger ,

nicht ; nur ausländiſche Quartierwirte können durch

ihre Einquartierungen , falls ſie von ihnen das

geugnis erhalten , daß ſie dieſe freundlich aufge⸗

nommen haben , die weiteſtgehende Berückſichtigung

etwaiger Wünſche erhoffen .

Mit dem Briefverkehr hat das Zentralnach⸗

weisbüro nichts zu tun . Dieſer geht vielmehr un⸗

mittelbar durch die Kommandanturen der betref⸗

fenden Gefangenenlager bezw . Lazarette . Dies be⸗

zieht ſich auf jeden Poſtverkehr der Gefangenen ,

alſo auch auf die an dieſe gerichteten Geld⸗ und

Paketſendungen . Uebrigens wird jeder Gefangene

dienſtlich veranlaßt , ſchon in den erſten Tagen ſei⸗

ner Einlieferung an ſeine nächſten Angehörige

eine vorgedruckte Poſtkarte zu richten , in der er

ihnen ſeine Adreſſe und ſeinen Geſundheitszuſtand
mitteilen ſoll . Die erwähnten Liſten erhält von al⸗

len Gefangenen auch das Rote Kreuz in Berlin ( im

Abgeordnetenhaus ) , außerdem von den belgiſchen

Gefangenen das Rote Kreuz in Brüſſel und von

den ruſſiſchen Gefangenen das Rote Kreuz in Ko⸗

penhagen , wo überall ebenfalls Auskunftsſtellen

eingerichtet ſind .

Ueber den Aufenthalt der in feindliche Kriegs⸗

gefangenſchaft geratenen Angehörigen unſeres Hee⸗

res können auf Grund der Gefangenenliſten , die die

riegführenden Staaten gegenſeitig austauſchen , fol⸗

gende Stellen im Inland Austunft erteilen : das

Zentralnachweisbüro des Kriegsminiſteriums in

Berlin , Dorotheenſtraße 48 , das Zentralkomitee
der Vereine vom Roten Kreuz , Abteilung Gefange

nenfürſorge , Reichstagsgebäude ; das Auswärtige

Amt . Vom Ausland ſind folgende Auskunftsſtellen

bekannt : Belgien : das Rote Kreuz in Brüſſel ;

Frankreich : a) Agence de renſeignements pour priſ⸗

ſonniers de guerre , Genf , Rue de l ' Athenee ; b) La

croix rouge francaiſe , commiſſion de priſonniers de

guerre , Bordeaux , Pas de Charonne 56 ; c Aus

kunft über deutſche Gefangene in Frantreich : Zen

tralſtelle des Roten Kreuzes , Genf . England a) The

priſoners of war Information Bureau , London , 49

Wellington Street , Strand ; b) Briefe an deutſche

Kriegsgefangene in Gibraltar : Adreſſe : Comman⸗

der priſoners of war , Gibraltar . Rußland : Aus

tunft über deutſche Gefangene in Rußland erteilt

das däniſche Rote Kreuz in Kopenhagen .

Kriegsgefangene für die Landwirtſchaft .

Die Landwirtſchaftskammer vermittelt den

Bezug von triegsgefangenen Ruſſen zu landwirt

ſchaftlichen Arbeiten . Nach den bisher geltenden

Beſtimmungen können dieſe in der Regel nur in

Trupps von mindeſtens 30 Gefangenen mit ent

ſprechender Bewachung abgegeben werden . Die

Arbeitgeber haben für die Unterkunft und Verpfle⸗

gung zu ſorgen , außerdem ſind von den Arbeitge —

bern die Koſten des Bewachungsperſonals und eine

den Gefangenen zukommende Barvergütung zu

bezahlen . Für das Bewachungsperſonal iſt außer

Unterkunft und Verpflegung 50 Pfg . pro Tag zu

vergüten , für die Gefangenen beträgt die Barver⸗

gütung für die Arbeitsſtunden , die über eine Ar⸗

beitszeit von 5 Stunden hinausgehen , 2,5 Pfg . für

Gemeine und 5 Pfg . für gefangene Unteroffiziere .

Sie kann auf 10 Pfg . erhöht werden . Für die

erſten fünf Arbeitstage ſind keine Barvergütungen

zu leiſten . Einſchließlich Unterkunft , Verpflegung ,

Barvergütung und Begleichung der Koſten des
Bewachungsperſonals dürften ſich die Ausgaben

auf 1 Mark bis 1 . 20 Mark pro Tag und Kopf ſtel⸗

len . An Gemeinden können Kriegsgefangene in

gleichen Trupps zur Verwendung für Gemeinde⸗

arbeiten mit der Vergünſtigung abgegeben werden ,

daß die Koſten der Unterkunft und der Verpfle

gung mit 90 Pfg . pro Tag und Kopf bei Gefange

nen und 1 . 20 Mark pro Kopf beim Wachtrerſonal

von der Heeresverwaltung erſetzt werden . Beſtel⸗

lungen auf Vermittlung von Kriegsgefangenen
können bei der Landwirtſchaftskammer eingereicht

werden . Die Kammer beabſichtigt auch galiziſche

Flüchtlinge als Arbeiter für die badiſchen Land⸗

wirte zu beſchaffen .
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Kündigungsbefugnis infolge des Kireges .

Am 11. Auguſt entließ eine Weinhandlung ih—

ren langjährigen Reiſenden , weil ſie an dieſem Tage

ihr Geſchäft habe ſchließen müſſen . Die beiden Ge⸗

ſchäftsführer ihrer Geſellſchaft und ihr Prokuriſt

ſeien nämlich zum Heresdienſt einberufen worden ,

und zwar der allein zur Vertretung berechtigte Ge⸗

ſchäftsführer ebenſo der Prokuriſt am 1. , der andere

Geſchäftsführer am 10. Mobilmachungstage . Dieſer

Geſchäftsführer ſei zwar nur als freiwilliger Kraft —

wagenführer tätig , ſei aber , hiervon ganz abgeſehen ,

nicht berechtigt , allein ohne die beiden anderen Per⸗

ſonen für die Geſellſchaft irgendwie rechtsverbind

lich zu handeln . Das Amtsgericht zu Mainz verur —

teilte indes die Geſellſchaft zur Zahlung des Gehal —

tes bis zum 1. Oktober aus folgenden bemerkens —

werten Gründen : Nach § 626 des Bürgerlichen Ge —

ſetzbuches kann ein Dienſtverhältnis von jedem der

Beteiligten ohne Einhaltung einer Friſt gekündigt

werden , wenn ein wichtiger Grund vorliegt . Eine

authentiſche Auslegung deſſen , was es unter einem

wichtigen Grund verſteht , gibt es ſelber nicht . Man

geht daher wohl nicht fehl , wenn man die analogen

Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuches zur Erläu —

terung heranzieht . Hier heißt es nun im § 71 : Als

ein wichtiger Grund , der den Handlungsgehilfen

zur Kündigung ohne Einhaltung einer Friſt berech —

tigt , iſt es namentlich anzuſehen , wenn er ſelber zur

Fortſetzung ſeiner Dienſte unfähig wird . In ent —

ſprechender Anwendung dieſer Vorſchrift auf die

Rechte des Prinzipals wird man dieſem die friſt —

loſe Kündigung geſtatten müſſen , wenn er unfähig ,

das heißt , wenn es ihm abſolut unmöglich wird , dem

Handlungsgehilfen Gelegenheit zur Leiſtung der

verſprochenen Dienſte zu verſchaffen , mit anderen

Worten , wenn die völlige Unmöglichkeit einer Wei⸗

terführung des Betriebes eingetreten iſt . Nur eine

Kataſtrophe , welche die dauernde Einſtellung

des Betriebes unbedingt notwendig macht , darf alſo

als wichtiger Grund im Sinne des Geſetzes gelten

Schlechter , nichtlohnender Geſchäftsgang allein ver —

mag die ſofortige Entlaſſung des Angeſtellten nicht

zu rechtfertigen . Die Weinhandlung war aber nach

den Umſtänden ſehr wohl in der Lage , Aufträge an —

zunehmen und auszuführen . Freilich braucht ſie ,

wenn die Aufrechterhaltung des Betriebes nicht

lohnte , ihn um des Reiſenden willen nicht aufrecht

zu erhalten . Aber von der Verpflichtung , das Ge —

halt bis zum 1. Oktober zu zahlen , wird ſie dadurch

nicht befreit , da der Reiſende zur Leiſtung der

Dienſte bereit und imſtande . Daß dieſe Entſchei —

dung dem Willen des Geſetzgebers entſpricht , erhellt ,

wie wir hinzufügen , ſchon daraus , daß ſelbſt der

Konkurs des Prinzipals nicht zur außerordentlichen

Kündigung berechtigt .

Die Verwendung der Fakſimile betr .

Nach Entſchließung des Juſtizminiſteriums vom

30 . Dezember 1896 , wonach aufgrund eines ober⸗

landesgerichtlichen Urteils die handſchriftliche Un⸗

terzeichnung aller gemeindegerichtlichen Entſchei⸗

dungen — Urſchriften , wie Ausfertigungen — au⸗

geordnet iſt .

Lediglich zugelaſſen iſt , daß Vollſtreckungs - An⸗

ordnungen wegen öffentlich rechtlicher Geldforde —

rungen fakſimiliert werden dürfen .
Die Verwendung des Fakſimils dürfte nur in⸗

ſoweit zuzulaſſen ſein , als es ſich um maſſenweiſe

vervielfältigte Schriftſtücke oder lediglich um in

terne Mitteilungen rein formaler Art unter den

verſchiedenen Amtsſtellen handelt .

Fakſimilierte Dekreturen müſſen von der zah⸗

lenden Kaſſe zurückgewieſen werden .

Die Unterzeichnung von Dekreturen durch Fak⸗—

ſimile iſt deshalb unzuläſſig .

„ Pflanzet Gemüſe , ſo viel ihr nur könnt “ ,

dazu werden wir alle ohne Ausnahme in diefer

Kriegszeit in eindringlichen Worten aufgefordert —

Natürlich können dieſer Aufforderung nur diejeni

gen nachkommen , die ein zum Gemüſebau geeignetes

Gelände haben . In Städten hält es ſchwer , ſolch

kleine Grundſtücke pachtweiſe zu erhalten , obgleich es

auch da zahlreiche bis jetzt unbenützte Plätze gibt ,

die ſich ganz gut zum Kartoffel⸗ eoder Ge

müſebau eignen . Solche Plätze müſſen nur tief

umgearbeitet ( rigolt ) werden . Viel günſtiger liegen

die Verhältniſſe auf dem Lande . Da hat faſt jeder

Landwirt kleine Geländeſtreifen , die er gerne um

einige Mark verpachtet , da er bei dieſer Leutenot

doch nicht alles richtig bepflanzen kann , oder wenn

er ſolche Gemüſeländer auch anbaut , ſo erlauben

ihm die andern notwendigen Arbeiten nicht , die

jungen Pflanzen gehörig zu pflegen , die Beete ver⸗

wahrloſen , und die Ernte iſt ganz gering . Nun

hat es aber faſt in jedem Dorfe Fabrikarbeiter ,

Angeſtellte , Penſionäre uſw . , die über manche freie

Stunde verfügen und ſich darum ganz gut dem Ge⸗

müſebau widmen können . An dieſe ergeht deshalb
die Aufforderung , überall da , wo es möglich iſt , ſich

kleine Grundſtücke zu pachten und ſie mit Gemüſe

zu bepflanzen . Sie dienen dadurch zugleich dem

Vaterlande , ſie erhalten billiges Gemüſe , und ſie

nehmen unſern vielgeplagten Landwirten 255Teil der Arbeit ab . Wer allerdings genötigt iſt ,

freies Land Gemüſe zu bauen , dem wird R0
Freude daran durch den Schaden , den das Wild

anrichtet , oft genommen . Darum iſt es ſehr zu be ,

grüßen , daß die Regierung ein ſchärferes Auge auf

das Wild hat , und deſſen Abſchießen den Jagdpäch
tern zur Pflicht 8 wird .



Goldene 5⸗Markſtücke . Wer noch eines der

anßer Kurs geſetzten goldenen Fünfmarkſtücke beſitzt ,

tann es jetzt in brauchbares Geld umwechſeln . Die

Reichsbankſtellen ſind ermächtigt worden , ſolche

Fünfmarkſtücke , ſofern ihre Abnützung nur gering⸗

fügig iſt , während des Krieges zum Preiſe von 4,80

Mark das Stück anzukaufen .

Fleiſchoerſorgung des Reiches .

Nach vorgenommener Zählung ſind im Reiche

vorhanden 20,9 Millionen Rinder , 25,6 Millionen

Schweine , 5,5 Millionen Schafe , 3,5 Millionen Zie —

gen , 82,5 Millionen Geflügel , 8,5 Millionen Ha⸗

ſen , 8 Millionen Rebhühner , 1,3 Millionen Reh⸗

wild , 206 000 Stück Rotwild und 735 000 Stück

Faſanen . Da brauchen wir noch lange nicht zu

hungern .

neber 800 000 Kriegsgefangene in Deutſchland .

Am 1. April 1915 befanden ſich in deutſcher

Kriegsgefangenſchaft Franzoſen . Offiziere

und ſonſtige im Offiziersrang ſtehende Perſonen

3868 und Mannſchaften 238 496 Ruſſen : Offi⸗

ziere uſw . 5140 , Mannſchaften 504 2105 Bel —

gier : Offiziere uſw . 647 , Mannſchaften 39 620 ;

Engländer : Offiziere uſw . 520 , Mannſchaf⸗

ten 20 307 . Zuſammen 812 808 .

Kaufmanns⸗ „ Deutſch “ .

Wenn ſtolz du biſt aufs Vaterland ,

Beherz ' ge deutſcher Kaufmannsſtand :

Deutſch ſei Dein Wort , deutſch ſei dein Sinn

Wie deutſchem Fleiß Du dankſt Gewinn .

Wenn jeder ernſtlich bleibt bemüht ,

Der ſchönſte Lohn uns dann erblüht ,

Daß nach dem grauſen ſchweren Krieg

Auch „ deutſcher Sprache “ bleib der Sieg .

Sag ' gratis nicht und nie Moment ,

En gros , detail und Disponent ,

Nicht per ſofort und Arbitrage ,

Und inkluſive Emballage ,

Nicht Telegramm und Telephon ,

Pro Monat , — Quantum , Proviſion ,

Plus Porto , Spedition und Sconto ,

Nebſt dito , circa und a conto ,

Per Waggon , max⸗ und minimal ,

Auf Tour heißt ' s prompt : gut ſituiert

Wenn wer per Kaſſe reguliert ,

Nicht Poſitionen imitiert ,

Sich etabliert — manifeſtiert ,

Zuletzt verduftet , ei parbleu ,

Mit unaufricht ' gem Gruß : Adieu !

o ließe ſich noch ſtundenlang ,

aß es mir würde angſt und bang ,

as wüſte Undeutſch wiederholen ,

as endlich ſollt ' der Teufel holen !
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7. Bad . Landgemeindenverband .

Liebesgaben für zum Heeresdienſt eingezogene

Bürgermeiſter .

Der Ausſchußbeſchluß vom 27 . Febr . d. Is . in

obigem Betreff — ſiehe Protokoll in der Nr . 3 der

Zeitſchrift S . 47 vorletzter Abſatz konnte bis jetzt

leider nur ſehr ungenügend ausgeführt werden ,

weil die Namen und Adreſſen der in Betracht kom⸗

menden Bürgermeiſter nur ganz vereinzelt bekannt

ſind .
Wir müſſen daher die Herren Bezirksvorſtände

recht dringend bitten , uns in dieſer Angelegenheit

doch beſſer an die Hand zu gehen , denn weder die

Verbandsleitung noch die einzelnen Ausſchußmit⸗

glieder können in dieſer Zeit , wo es tagtäglich ſoviel

Arbeit gibt , die Namen und Adreſſen der im Feld

ſtehenden Herren Kollegen für einen weiteren Ge —

bietsumfang ermitteln , für die Herren Bezirtsvor⸗

ſtände iſt dies aber eine kleine Mühewaltung , wel —

cher ſich dieſelben im Intereſſe ihrer für das Vater —

land kämpfenden Kollegen mit Freuden unterziehen

ſollten .

Auch die Geſchäftsſtelle unſeres Verbands in

Heidelberg , obere Neckarſtraße 19 , iſt bereit , Adreſ⸗

ſen in Empfang zu nehmen und das Weitere zum

Vollzug obigen Beſchluſſes zu veranlaſſen .

Dienſtjubiläum .

Ihr 25jähriges Dienſtjubiläum feiern folgende

Herren :

1. Herr Bürgermeiſter Meier von Eſchbach , Amt

Staufen , am 12 . April ;

2. Herr Bürgermeiſter Hiß

25 . April ;
3. Herr Bürgermeiſter Kuſter von Löffingen am

1. Mai .

Die Herren Jubilare erhielten das vom Ver —

band geſtiftete Ehrendiplom ; wir gratulieren den⸗

ſelben auch an dieſer Stelle herzlich .

von Eichſtetten am

Feuerverſicherung .
nach der letzten Veröffentlichung in

3 736 150 K/
Stand

Nr3

Die Verſicherung von Unterbal⸗

dingen mußte wieder aufgehoben werden 8 600 „

bleibt Reſt 3 727 550 /

Neu zugegangen ſind :

Welſchneureut 2200

Lobenfeld 10 800 „

Kirchheim 1000

Summa 3 741 550 .

Briefkaſten .

Herrn Bürgermeiſter M. in H. Der Gemeinde⸗

beitrag von 700 / für die im vorigen Jahr er —
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richtete Unterlehrerſtelle muß bezahlt werden , auch

wenn die Stelle infolge des Krieges z. Zt . nicht be⸗

fetzt iſt ; dagegen hat die Gemeinde Anſpruch auf Er —

ſatz der Auslagen für die dadurch veranlaßten

Ueberſtunden und wollen Sie ſich hierwegen mit

dem Kreisſchulamt ins Benehmen ſetzen .

Einen Staatsbeitrag zum Lehrergehalt ſcheint

die Gemeinde bisher nicht bezogen zu haben ; ob ſie

infolge der durch Errichtung einer Unterlehrerſtelle

eingetretenen Erhöhung des Gemeindebeitrags jetzt

einen ſolchen beanſpruchen kann , vermögen wir

nicht zu beurteilen , da uns die wirtſchaftlichen Ver —

hältniſſe dortiger Gemeinde und ihrer Einwohner

nicht bekannt ſind . Wir empfehlen Ihnen , ſich hier⸗

wegen mit einem tüchtigen Rechnungsbeamten
hres Bezirksamts zu beraten , ſind aber auch unſe⸗

rerſeits zur Auskunft bereit , wenn Sie uns das er⸗

forderliche Akten⸗ und Rechnungsmaterial überſen⸗

den wollen .

10 . Briefkaſten .
Herrn S . in G. Die Adreſſe iſt : Gaſtwirt Brütſch

in Waldheim ( Poſt Oehningen , Amt Konſtanz , Ba

den ) . Wir können Ihnen das ſchön gelegene Wald⸗

heim , wenn Sie auf einige Zeit Erholung ſuchen
wollen , nur empfehlen . Da Milch , Butter , Honig ꝛc
in dem damit verbundenen landwirtſchaftlichen Be

triebe vorhanden , wird es an nichts fehlen .

Wir wollen nicht unterlaſſen , den Leſern bei

Anſchaffung eines Pianos , Flügels oder

Harmonium ; die in Beamtenkreiſen rühnilichſt
bekannte Firma Fr . Siering , Mannheim C7 Nr . 6

beſonders warm zu empfehlen . Dieſe ſtreng reelle

und leiſtungsfähige Firma liefert die weltbekannten

„ Bülow⸗Pianinos und ⸗Flügel “ an die

Mitglieder zu billigſten Vertragsprei⸗
ſen ( 30 Prozent bei Barzahlung ) und kulanteſten

Bedingungen . Jedes Mitglied iſt dort einer gewiſ⸗
ſenhaften Bediennung ſicher und bittet man im Be⸗

darfsfallte Prachtkatalog mit Vertrags
preiſen zu verlangen , letzterer wird gratis und

franko abgegeben .

Badiſcher

UAmtsrebiiorenverein
fluf dem Felde der Ehre jiit uom 3. ſIldrz In

Dordfrankreich meifer gefallen unjer Vereinsmitglied

Karl Freuj
Repilor bei der handesverſicherungsdnifalt Baden

Wir werden dielem fapferen Krieger und belieb -

ten Kollegen ebenfalls ein fraues ehrendes findenken

bewahren .

Der Voritand .
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Suülow - Pianinos
mit Flügelton - in allen Stil - und Polzurten . Deuef
Pidnos von Mk . 425 . — an . Gebrduchte Pionos zu Mk
300 . —, 350 . —, 400 . — mit voller Garanfie .

Hoher Extra - Rabatt

Fronko - Probeiendung . — Viele Taufend Referenzen .

Pracht - Katalog frei .

Fr . Siering , Mannheim C7 Nr . 6

Vertragsfirma seit 1906 .
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Rechnungsimpreſſen —
mit Vordruck und zwar von § 1 bis § 45 Ein⸗

nahmen und Ausgaben .

Der Gebrauch dieſer Vordruckimpreſſen erſpart nicht
nur viel Zeit ſondern er vereinfacht und erleichtert auch die
Arbeit der Rechnungsſteller und der Reviſion . Sie ſind
darum mit Recht beſtens empfohlen .

Rechnungsimpreſſen ohne Vordruck :

leere , Einnahmen , Ausgaben ſowie Kapital - und

Zinsimpreſſen
empfehlen

Spachholz u. Ehrath , Bonndorf ( Baden ) .

Sendungen ſind zu richten :

in Angelegenheiten

ſtraße 19 ;
a) des Landgemeindenverbandes (7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

b) des Rechnerverbandes ( 8 ) an deſſen Vorſitzenden — Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim ; —

c) der Bestellung und des Uersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

a : die Bad . Landgemeinde - , Amtsreviſoren - und Rechner - Verbände . Geſchäftsſtelle in Bonndorf .
: Oberreniſor Bundſchuh in Konſtanz . Druck : Svachholz & Ehrath , Bonndorf .
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